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Schuschnigg hat es für ſeine „moraliſche Pflicht“ gehalten, ſich Jofort 
nach jeinem Negierungsantritt mit dem italieniſchen Staatschef in Ver- 
bindung zu setzen. Das heißt: Er hat es für vordringlich erachtet, 
dem Duce feine Unterwürfigkeit und feine unverminderte Gegnerſchaft 
gegen den großdeutſchen Gedanken zum Ausdruck zu bringen. Und 
Mulflolini hat auf dieſen Antrittsbeſuch feines Wiener Silialleiters mit 
einer Manöverrede geantwortet, bei der er ſich keine Mühe mehr gab, 
ſeine aggreſſiven Abſichten gegen das deutſche Volk ju verbergen. 
Italien bat einen völligen Frontwechſel vollzogen. 
Es ſteht heute eindeutig im Lager derjenigen Mächte, die ihren 
Raub am deutſchen Volksboden noch über Ber— 
Jailles und St. Germain hinaus fortjeten möchten. 
Unter dem Vorwand, die Unabhängigkeit Öfterreichs ſchützen zu müſſen, 
wird Wien politiſch zu einer italieniſchen Provinz 
ſtadt erniedrigt. Italien iſt heute bereit, den Verſuch einer 
freien Volksabſtimmung in Öfterreich, die dem Nationalſozialismus 
zum Siege verhelfen und die Regierung Schuſchnigg zu Fall bringen 
würde, mit militärischer Gewalt zu verhindern. Am öſterreichiſchen 
Beiſpiel tritt der tiefe Gegenfat, der zwiſchen der 
nationaljozialiftilhen und der faſchiſtiſchen Auf⸗ 
faſſung vom Wefen des Volkstums beſteht, am ſchärfſten 
und unmittelbarſten zutage. Das faſchiſtiſche Italien erkennt dem 
Deutſchtum in Öfterreich kein eigenes Lebensrecht zu. Es hält ſich für 
durchaus berechtigt, nach eigenem Gutdünken deſſen Geſchick zu bejtim- 
men. Die Vorſtellung von Öfterreich, in die es ſich mit einem ſonder- 
baren Gemiſch von geiſtiger Überheblichkeit und politiſchem Chaupinis= 
mus hineinphantaſiert hat, ſieht — kurz ausgedrückt — etwa Jo 
aus: Stalien will, daß Ölterreich zu feinem&ljah- 
Lothringen wird; es verlangt von den Deutfchen 
in Sſterreich, daß ſie ſich ſelber als (vorerit 
noch) deutſchſprechende Italiener betrachten; es 
glaubt als patentierter „Erbe einer alten Kultur“, 
auf die „Barbaren des Nordens“ mit dem Hochmut 
des klaffiſchen Römers herabblichen zu können; 
und es meint, in dem Verhalten einer volksfremden Negierungsclique 
in Wien eine Beſtätigung feiner eigenen Vorſtellung vom Weſen und 
von der Beſtimmung Öjterreichs ſehen zu dürfen. Das Wort vom 
„öſterreichiſchen Menſchen“, das Dollfuß erfunden hat, iſt von der 
italteniſchen Propaganda bereits in das Wort vom „Deutſchen 
römiſcher Kultur“ umgeprägt worden. 

Frankreich bat ſich Jahre hindurch vergebens bemüht, 
Italien für die antideutſche Front zu gewinnen. Jetzt 
aber ſcheint es am Ziel feiner Wünſche zu ſtehen. Freilich hat es, um 
dahin zu gelangen, nicht unbeträchtliche Opfer gebracht. Es iſt den 
italieniſchen Kolonialwünſchen in Nord- und Oft- 
afrika entgegengekommen. Sunächſt hat es die Niederlaſſungs⸗ 
rechte der Italiener in Tunis durch ein J6-Jahres-Abkommen ficher- 
geſtellt und damit einen der Hauptſtreitpunkte zwiſchen Rom und Paris 
für die Dauer eines längeren Seitraumes beſeitigt. Dann hat es durch 
die Abtretung des Gebiets von Cibeſti den nordafrikaniſchen Veſitz 
Italiens erweitert. Und ſchließlich hat es durch die Nichterneuerung des 
engliſch-franzöſiſch-italieniſchen Vertrages, der bisher die abejfinifihe 
Unabhängigkeit garantierte, der kolonialen Sxpanfion 
Italiens imöſtlichen Afrikadie Wege geebnet. Wich- 
tiger als dieſe afrikaniſchen Sugeſtändniſſe aber iſt für Stalien die 
weitgehende Zurückhaltung, die ſich Frankreich in der Behandlung des 


Oſterreich und der Jaſchismus. 


Donauproblems auferlegt hat. Paris hat der römiſchen 
Politik freie Hand in Öfterreich gelaſſen, um die 
deutſch-italieniſche SuJammenarbeit an der öſter⸗ 
reichiſchen Frage zum Scheitern zu bringen. Daß dieſe 
franzöſiſche Berechnung nicht falſch war, wird durch die Tatſachen be- 
wieſen. Solange Frankreich und Italien in Wien als gleich eifrige Kon- 
kurrenten auftraten, war es auch für eine reichsfeindlich orientierte 
Regierung noch möglich, Öjterreich vor dem Abgleiten in die völlige 
Abhängigkeit von einer volksfremden Macht zu bewahren. Nachdem 
nun aber der Quai d'Orſay dem Quirinal in der öſterreichiſchen Frage 
die Vorhand gelaſſen hat, kann nur noch eine Regierung, die auf engſte 
Suſammenarbeit mit dem Deutſchen Reiche bedacht iſt, ihr Land vor der 
Gefahr ſchützen, zum leidenden Objekt eines feindlichen Machtwillens 
zu werden. 

Italien nutzt nach Kräften die einzigartige Gelegenheit aus, Deutſch— 
Öfterreih mit Hilfe der Wiener Regierung ju „albani= 
fieren“. Es fördert die roichsfeindlichen Kräfte der klerikalen 
und monarchiſtiſchen Kreise. Es finanziert den behördlichen 
Kampf gegen die nationalfozialiftifh-großdeut- 
ſchen Gedanken. Es deckt die Noheit und Verlogenheit dieſes 
Kampfes mit der aus antiken und vatikaniſchen Anſchauungen zufam- 
mengeflickten Moral feiner faſchiſtiſchen Selbſtſucht. Es verſucht, die 
Bereinigung der Beziehungen zwiſchen Berlin und Wien zu verhindern. 
Die Heimwehren Starhembergs werden mit italieniſchem Geld 
unterhalten. Die öſterreichiſche Polizei ſoll nach italieniſchem Vor- 
bilde neu aufgebaut werden. Und ſchon ſpricht man davon, daß auch das 
Bundesheer nicht nur finanziell, Jondern auch befehlsmäßig der 
römischen Führung unterjtellt werden ſoll, und daß die Wiener Re- 
gierung mit Nom einen „Nichtangriffspakt“ abzuſchließen 
bereit iſt, durch den Italien das Recht eingeräumt werden Joll, öfter- 
reichiſches Gebiet nicht nur im Salle eines Angriffs von dritter 
Seite, ſondern auch dann zu beſetzen, wenn die gegenwärtige Wiener 
Regierung durch innere Unruhen oder durch die friedliche 
innerpolitiſche Entwicklung in ihrem Beſtande bedroht wird. Deutlicher 
könnte wohl die ſchmachvolle Abhängigkeit diefer Regierung vom Aus- 
11 und ihre Furcht vor dem Willen des Volkes nicht ausgedrückt 
werden. 

Italien ſcheint vor der Verwirklichung von Wünſchen zu ſtehen, 
die es ſelbſt ſeinerzeit beim Abſchluß der Friedensdiktate nicht zu 
äußern gewagt hat. Aber es hat in dem Maße, in dem es ſich in Wien 
feſtzuſetzen verſucht, auch mit wachfſenden Widerſtänden 
zu rechnen. In der Habsburgerfrage und in der öſterreichiſchen 
Aufrüſtungsfrage hat es bereits vor dieſen Widerſtänden den Rück- 
zug antreten müſſen. So ſehr dem Quai d'Orſau an der Seind- 
Ichaft zwiſchen Italien und Deutſchland gelegen ift, Jo wenig deukt er 
doch daran, ſich durch Italien völlig aus dem Donauraum hinaus- 
drängen zu laſſen. Srankreich muß in der Behandlung der 
öſterreichiſchen Frage Nückſicht auf die Intereſſen 
feiner öftliben Verbündeten nehmen. Südflawien 
fühlt ſich mit Recht durch das italieniſche Vorgehen in ſeinen wich— 
tigſten Lebensintereſſen bedroht. Der römiſche Machteinfluß beginnt 
dieſen Staat von Albanien und Öfterreich her zu um 
klammern; damit it auch die dalmatiniſche Küſte, die 
Stalien als „altrömiſchen Kulturboden“ für ſich in Anjpruch nimmt, ernft= 
lich gefährdet. Auch von tfchechifcher Seite wird das Vordringen 
des italieniſchen Einfluffes im Donauraum mit wachſendem Mißtrauen, 


.. Te Te ernennen see een 


verfolgt. Im Falle eines militärischen Eingreifens italienischer Truppen 
in Nordtirol, Kärnten und Steiermark iſt mit einer Beſetzung Wiens 
und der öſterreichiſchen Donaugebiete durch tſchechiſche Truppen zu 
rechnen. Stalien und die Cſchechei haben ſich ſchon ein- 
mal auf öſterreichiſchem Boden als kriegführende 
Mächte gegenübergeſtanden: als im Beginn d. J. das von 
Nom geſtützte Kabinett Dollfuß mit den von Prag unterſtützten 
Marxiſten im Bürgerkrieg lag. Wenn Frankreich weiterhin 
der römiſchen Politik freie Hand in Sſterreich läßt, 
läuftes Gefahr, Südflawien und die Cſchechei, dieſe 
treueſten Bundesgenoſſen, auf die deutſche Seite 
hinüber zudrängen. Das aber wäre für die franzöſiſche Stellung 
im Oſten doch ein Verluſt, der durch die erfahrungsgemäß recht frag⸗ 
eg italieniſche Bundesgenoſſenſchaft ſchwerlich voll erſetzt werden 
önnte. 

Su dieſen äußeren Widerſtänden gegen die italieniſchen Herr- 

ſchaftsanſprüche kommen noch die inneren Widerſtände hinzu, die 
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ſich im deutſchen Volkstum Öjterreichs gegen die anmaßende Eitelkeit 
der verſpäteten Römer erheben. Es iſt ja bezeichnend, daß all die 
Regierungen, die von ſich behaupten, die öſterreichiſche Unabhängigkeit 
ſichern zu müffen, nichts davon wiſſen wollen, daß das Volk in Deutjch- 
öſterreich ſelber um ſeine Meinung gefragt wird. on die ſem Punkt Jind 
Jie ſich einig, welche Meinungsverſchiedenheiten auch ſonſt in der öfter- 
reichiſchen Angelegenheit unter ihnen beſtehen. In dieſem eutſcheidenden 
Punkte ſind fie alle Deutſchlands Gegner. Deutſchland hat bei keinem 
von ihnen mit einer ehrlichen Unterstützung jeiner Auffaſſung über das 
Selbſtbeſtimmungsrecht Deutſchöſterreichs zu rechnen. Es kann nur ver- 
ſuchen, die Gegenſätze, die zwiſchen den anderen beſtehen, ſo auszunutzen, 
daß für das Deutſchtum in Öfterreich aus deren Abſichten möglichft 
geringe Nachteile erwachſen. Im übrigen aber kann es auf die völkifche 
Stärke des deutſch-öſterreichiſchen Bruderſtammes vertrauen, der mit 
ruhiger Beharrlichkeit die Römer und Nömlinge ablehnt, die ſich ihm 
heute als die „berufenen Wahrer ſeiner Unabhängigkeit“ aufzudrängen 
verſuchen. Dr. Kredel. 


Die polniſchen Vorbehalte zum Gſtpakt. 


In Paris iſt man davon überzeugt, daß die bevorſtehende Völker- 
bundstagung eine Entſcheidung in der ſeit Monaten ſchwebenden 
Oſtpaktfrage herbeiführen wird. Polen hat fich bisher offiziell 
noch nicht zu dieſer Frage geäußert. Und es wäre ihm Jicherlich lieb, 
wenn es ſeine Stellungnahme noch einige Seit hinauszögern könnte, Denn 
von Warſchau aus geſehen — iſt erſt dann der geeignete Seitpunkt 
für eine ſolche Stellungnahme gekommen, wenn die baltiſchen 
Sragen hinreichend geklärt und insbefondere die Beziehungen 
zu Litauen in einem für Polen günſtigen Sinne in Ordnung ge- 
bracht worden ind. Das aber iſt trotz lebhafter Bemühungen der 
Warſchauer Diplomaten bisher noch nicht gelungen. Soviel ſich aus 
Außerungen der polniſchen Preſſe entnehmen läßt, iſt Polen zu 
einem bedingungsloſen Eingehen auf den franz 
3öfifben Paktvorſchlag unter keinen Umſtänden 
bereit. Auf der anderen Seite iſt aber auch nicht mit einer 
glatten Abſage Polens zu rechnen. Die poluiſchen Preſſe- 
ſtimmen, die ſich in letzter Seit mit der Paktfrage befaßt haben, 
laufen vielmehr in der Regel auf die Feſtſtellung hinaus, daß Polen 
gezwungen ſei, ſeine Suſtimmung von einer Reihe von Vorbehalten 
abhängig zu machen, daß zur Klärung des ganzen Paktproblems noch 
ſehr eingehende und 5 recht langwierige Verhandlungen 
nötig ſein werden, und daß man dann ſchon ſehen werde, was von den 
ursprünglichen Vorſchlägen noch übrig ſein wird. Danach ſcheint Polen 
weiterhin an feiner bisher verfolgten Taktik, die endgültige Entſcheidung 
hinauszuzögern, auch in Zukunft, u. U. auch während der Völkerbunds- 
tagung, noch feſthalten zu wollen. 


Wie ift es nun mit den polniſchen Bedingungen und 
Vorbehalten beſtellt? Sunächſt wird Polen ſein Eingehen auf 
die Barthouſchen Vorſchläge wohl von Bedingungen abhängig machen, 
die außerhalb des eigentlichen Paktproblems liegen. 
all ſich auf wirtſchaftliche und finanzielle Fragen beziehen. Es be- 
klagt ſich ſeit Jahren über die Zugeknöpftheit der franzöſiſchen Rapita- 
liſten, die nicht einmal die übernommenen Anleiheverpflichtungen ein- 
zuhalten, geſchweige denn neue Anleihen nach Polen zu geben 
bereit find. Es beſchwert ſich mit Recht über die üblen Methoden, 
mit denen das in der polniſchen Induſtrie tätige fran= 
zöfiſche Kapital feine Profite einzutreiben verſucht. Es pro- 
teſtiert gleichfalls mit gutem Grund dagegen, daß Frankreich Taujende 
von polniſchen Arbeitern in rückſichtsloſer Weiſe aus ihren 
Arbeitsſtellen entläßt und als läſtige Ausländer über die Grenze ab- 
ſchiebt. Und es muß ſchließlich feſtſtellen, daß 15 keine Neigung 
verrät, den handelspolitiſchen Wünſſch en ſeines polniſchen 
Bundesgenoſfen entgegenzukommen. Polen wird die Gelegenheit der 
Paktverhandlungen nicht vorübergehen laſſen, ohne den Sranzofen 
diefes Sündenregiſter unter die Naſe zu halten. 


Außer dieſem wirtſchaftlichen hat Polen bei dieſer Gelegenheit 
auch noch einen politiſchen Wunſch zettel zu präfentieren. 
Er betrifft feine Stellung im Völkerbund. Alit der bevor- 
ſtehenden Genfer Tagung wird die Frage des Eintritts der Somjet- 
union in die „Liga der Nationen“ akut. Wenn dieſer Eintritt, gegen 
den freilich noch von verſchiedenen Seiten eine Reihe formeller und 
politiſcher Einwände erhoben werden, tatlächlich erfolgt, dann bedeutet 
das eine Schwächung der polniſchen Stellung in Genf. Polen iſt im 
Völkerbundsrat bisher mit einem halbſtändigen Sitze vertreten. Die 
Suerkennung eines ſtändigen Natsfitzes, wie ihn die 
Großmächte innehaben und wie er auch der Sowjetunion zugedacht, iſt, 
würde für Warſchau unter dieſen Umſtänden mehr als eine bloße 
Preſtigefrage ſein. Aebnlich ſteht es mit dem polniſchen Antrag 
zum „Minderheitenproblem“, der auf der Cagesordnung der Nats- 
tagung ſteht und in dem Polen die Verallgemeinerung des 
„Minderheitenſchutzes“ verlangt. Es mag dahingeſtellt 
bleiben, ob es ihm wirklich auf dieſe Verallgemeinerung oder ob es 
ihm nicht vielmehr darauf ankommt, ſich ſelbſt von jeder internationalen 
Bindung zum Schutze der fremden Volksgruppen ſeines Staatsgebiets 
zu befreien. Polen hat die häufigen (allerdings nur allzu begründeten) 
Genfer Beſchwerden über die Methoden ſeiner „Minderheitenpolitik“ 
von jeher als äußerſt läſtig und die einfeitige Belaſtung durch den 
Schutzvertrag von 1919 in zunehmendem Maße als diffamierend emp⸗ 


funden. Polen hat wenig Luft, ſich unter den bisherigen Bedingungen 
wieder ſtärker für die Tätigkeit des Völkerbundes, in deſſen Rahmen 
ja auch der Oſtpakt eingefügt werden ſoll, ju intereſſieren. Es ſteht 
auf dem Standpunkt, daß Srankreich, wenn es Polen wieder enger in 
das Genfer Suſtem an will, auch dafür zu ſorgen hat, daß 
Polen dort ſowohl als Ratsmitglied wie in der 
„Minderheitenfrage“ als vollwertige Großmacht 
anerkannt wird. 

Dieſe polniſchen Forderungen an Frankreich, die im Suſammenhang 
mit der Frage des Oſtpaktes von neuem auftauchen, ſind ſeit langem 
bekannt. Unklarheit beſteht aber noch über die Vorbehalte, die 1 1 
zu dem Barthouſchen Paktplan ſelber zu machen hat. Der Mos 
kauer Berichterſtatter des „Temps“ behauptete am 
20. Auguſt in einer Korreſpondenz, zuverläſſige Mitteilungen über die 
polniſchen Vorbehalte machen zu können. Nach dieſer Meldung foll 
Polen unter drei Bedingungen zum Beitritt bereit ſein. Die erſte Be⸗ 
dingung ſoll die im Pakt vorgeſehene militäriſche Hilfeleiſtung be- 
treffen, und zwar Joll Polen verlangen, daß Notwendigkeit und Um- 
fang der Hilfe, die ihm im Falle eines Krieges von den fraglichen 
Paktteilnehmern zu leiſten iſt, ausſchließlich von ihm ſelber beſtimmt 
werden ſollen. Das Betreten polniſchen Bodens ſoll 
auch den Truppen der hilfeleiſtenden Macht nicht 
erlaubt fein. Der Beiſtand ſoll vielmehr auf Belieferung mit 
Lebensmitteln und Kriegsmaterial, auf finanzielle Unterſtützung und allen- 
falls auf die Entſendung von Luftjtreitkräften beſchränkt fein. Die 
zweite Bedingung foll ſich dem „Temps“ zufolge auf Litauen be- 
ziehen. Frankreich, Rußland und die Cſchechei, alſo die Staaten, denen 
am Suſtandekommen des Oſtpaktes gelegen ift, ſollen die litauiſche 
Regierung dazu veranlaſſen, noch vor dem Inkrafttreten 


des Paktes in normale Beziehungen mit Polen zu 
treten. Und drittens heißt es in der „Lemps*-Rorrefpondenz, Polen 
verlange, bei allen wichtigen diplomatiſchen Unter- 


nehmen don vornherein als völlig gleichberechtigter 
Faktor zugezogen und nicht, wie es bisher in der Negel 
geſchehen iſt, erſt nachträglich über bereits im Gang befindliche oder 
ſchon abgeſchloſſene Aktionen unterrichtet zu werden. 


Die Meldung des „Temps“ hat einige Wahrſcheinlichkeit für ſich. 
Man kann es ſogar als ſicher bezeichnen, daß, weuͤn Polen Bedingungen 
anmeldet, die oben genannten dazu gehören. Eine andere Frage iſt es 
jedoch, ob Polen nicht noch andere als die vom „Temps“ 
aufgeführten Vorbehalte zu machen hat. Begnügt es 
ſich mit den erwähnten drei Punkten, dann wird es zwar Frankreich 
einige, ihm im Augenblick wertvoll erscheinende Jugeſtändniſſe abgetrotzt 
baben; es wird zugleich aber auch ſeine Beziehungen zu Deutfchland 
einer erneuten Belastung ausſetzen. Es ift klar, daß Polen, 
wenn es an einer weiteren Ausgeſtaltung ſeines guten Verhältniſſes 
zu Oeutſchland festhalten will, Jeine Haltung zum Oftpakt, 
der von franzöſiſcher Seite als autideutſches Werkzeug gedacht iſt, 
nicht ohne Berückſichtigung der deutſchen Ein- 
ſtellung feltlegen darf. Eine Außerachtlaſſung der deutſchen 
Einftellung wäre geeignet, einen neuen Keil zwiſchen Berlin und Warfchau 
zu treiben. Für Polen aber würde das eine nachhaltige Schwächung 
ſeiner Poſition gegenüber Frankreich bedeuten. Daran könnte auf die 
Dauer auch die Ordnung der polnischen Beziehungen ju Litauen und 
das formelle Verſprechen Frankreichs, Polen als Großmacht zu be- 
handeln, nichts ändern. Polen würde die Unabhängigkeit 
feiner Politik von Quai d’Orfay um ſo eher wieder 
verlieren, als Srankreich heute ja die Möglichkeit 
hat, zwiſchen Warſchau und Moskau zu wählen. Polen 
iſt für Paris unentbehrlich, ſolange es außerhalb des framzöſiſchen Pakt- 
ſuſtems ſteht. Einmal innerhalb dieſes Suſtems ſtehend, tritt Jeine 
Bedeutung für Frankreich hinter derjenigen Nußlands zurück. 


III Beſucht den deutſchen Gſten! 
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Der polniſche Regierungsblock und die Juden. 


Der katholiſch-konſervative „Cas“ Jette ſich kürzlich einmal mit 
der Judenfrage auseinander. Das Blatt machte dabei einen 
grundſätzlichen Unterſchied zwiſchen denjenigen nicht allzu zahlreichen 
Ceilen der jüdiſchen Bevölkerung, die ſich „infolge ihrer Erziehung 
gan zum Polentum bekennen“, und den Vertretern eines 
nationaljüdiſchen Standpunktes, die es ausdrücklich 
ablehnen, als Polen angeſehen zu werden. Dieſe Nationaljuden, 
meinte der „Czas“, müßten aus ihrer Einſtellung die Folgerungen 
ziehen und als Glieder einer „nationalen Minderheit“ in allen Fragen, 
die die polniſche Staatsführung und das öffentliche Leben Polens an- 
gehen, weit größere Zurückhaltung üben. Die Leute um den „Na: 
Przeglond“ herum hätten kein Recht, irgend jemandem in polniſchen 
Fragen Vorſchriften zu machen. Dagegen könne man 3. B. Diamant 
oder Liebermann, „die ſtets für das Polentum eintraten“, trotz 
ihrer jüdiſchen Abkunft das Recht zur Kritik in polniſchen Dingen nicht 
abſprechen. Der „Czas“ erkennt alſo die Exiſtenz einer Judenfrage für 
Polen an. Er iſt aber weit davon entfernt, das Weſen dieſer Frage 
jo zu erfaſſen, wie es in Deutſchland geſchieht. Mit dem Bekenntnis 
der Juden zum Polentum erledigt ſich für den „Czas“ die Judenfrage 
von ſelbſt. Eine Verſchiedenheit der Naſſen ſcheint es für ihn nicht zu 
geben. Für ihn ift das Judenproblem ein „Minderheiten 
problem“, eine Angelegenheit des Stimmzettels, allenfalls eine Frage 
der Umgangssprache. Wenn ein Jude den Kaftan auszieht, die Löckchen 
abſchneidet, den Marſchall hochleben läßt und ſich obendrein vielleicht 
gar noch taufen läßt (was kann das ſchon ſchaden?), dann iſt damit für 
den „Szas“ ein „neuer Pole“ entstanden. Das iſt genau die Auffaſſung, 
wie ie die Juden ſich wünſchen. Das iſt die Mißachtung der 
Naſſe, die immer den zugrunde richtet, der die 
Naſſe verneint. 

Immerhin ſieht ſich der „Czas“ zu folgenden Seſtſtellungen ver- 
anlaßt: Der Antiſemitismus ſei in Polen zweifellos außerordentlich 
ftark und tief; man könne nicht behaupten, daß er nur das Ergebnis der 
Propaganda der Nationaldemokraten ſei. Die antiſemitiſchen 
Stimmungen ſeien ungewöhnlich ſtark in der gan- 
zen polniſchen Jugend, ebenſo in den kleineren 
polniſchen Städten, im Bürgertum und unter den 
Bauern Am ſchwächſten ſeien fie unter den höheren Schichten. 


Aber auch dort fehlten fie nicht. Man dürfe keinen Augenblick meinen, 
daß der Regierungsklub von ihnen frei ſei. Auch unter deſſen hervor- 
ragendſten Mitgliedern nehmen die judenfeindlichen Stimmungen 
unbedingt an Stärke zu. Der Antiſemitismus ſei keine Erfindung der 
Nationaldemokraten, ſondern werde dieſe überdauern und in Zukunft 
noch ſtärker werden. Hierzu trügen „die Winde dom Weſten“, „der 
Geiſt der Seit“ und das allgemeine Zunehmen des Nationalismus ſowie 
die ſich hinziehende Wirtſchaftskriſe bei. Wenn die Juden alle ihre 
Beſtrebungen in taktloſer Weile verfolgten, jo werde kein Damm 
den Antiſemitismus aufhalten. 

Die nationaldemokratiſche „Sazeta Warszamfka“ beklagte 
ſich kürzlich einmal mit Recht darüber, daß in den Erklärun- 
gen der Vertreter der Regierungspartei das 
jüdiſche Problem ſtändig mit Schweigen übergan⸗ 
gen werde. In den Zeitungen der Negierungspartei ſei nichts 
über dieſe Frage zu leſen. Von Seit zu Zeit äußerten ſich die Pu- 
bliziſten dieſer Preſſe oder die Staatsmänner der Regierungspartei 
zwar mit verurteilenden Worten über den „marktſchreieriſchen Anti— 
jemitismus der Nationaldemokraten“; niemals aber erfahre man, wie 
die Regierung die Judenfrage im Intereſſe Polens zu löſen gedenke. 
Beſonders auffällig ſei, daß über die jüdiſchen mili⸗ 
täriſchen Organiſatilonen ein völliges Schweigen 
in der RNegierungspreſſe herrſche. Die Entwicklung der 
Organiſation „Brith Trumpeldor“ und anderer derartiger militäriſcher 
Organisationen der Juden werde in letzter Seit von der öffentlichen 
Meinung in Polen mit immer größerer Unruhe verfolgt. Die Volks- 
gemeinſchaft erwarte mit großem ontereſſe eine Erklärung der maß⸗ 
gebenden Kreiſe darüber, worin für Polen der Nutzen dieſer Organi- 
ſationen beſtehe. Die öffentliche Meinung würde mit Recht empört 
Jein, führt die „Sazeta Warsjawſka“ fort, wenn man in Polen den 
Deutſchen oder den Ukrainern die Schaffung ſolcher halbmilitäriſcher 
Organisationen geſtattete. Warum ſeien nur die Juden die 
Bevorrechtigten? Wenn man in den polniſchen Kleinſtädten, 
namentlich im Oſten die ſchokoladenbraunen Hemden des „Brith 
Trumpeldor“ und ahnlicher jüdiſcher Verbände ſehe, werde man dauernd 
an dieſe Frage erinnert. 


Deutſche Schulnot in Polen. 


Mit dem Beginn jedes Schuljahres verschärfen ſich die Augriffe 
gegen das deutſche Schulweſen in Polen. Deutſche Schulen werden auf— 
gelöft, deutſche Lehrer aus dem Dienſt entlaſſen oder Jtrafverjett, 
polniſche Lehrer an die deutſchen Schulen verſetzt, deutſche Schüler 
zwangsweiſe in polniſche Schulen verwieſen. Im Folgenden ſind eine 
Anzahl der mit dem Beginn des jetzigen Schuljahres ergriffenen Maß 
nahmen erwähnt: 

14 deutſche Schulkinder aus Lonkie und Strelno- 
Abbau in der Wojewodſchaft Pofen, die die deutſchſprachige Klaſſe 
der ſtaatlichen Volksschule in Strelno bejuchten, wurden am erſten 
Schultage dieſes Schuljahres zwangsweiſe ausgeſchult. Es 
wurde ihnen mitgeteilt, daß ſie von nun an die ſtaatliche Vollesſchule 
mit polnischer Unterrichtsſprache in Lonkie zu beſuchen haben. Irgend— 
eine ſtichhaltige Begründung dieſer Maßnahme liegt nicht vor. 

Von einem ähnlichen Schicksal Jind die deutſchen Kinder 
in Polajewo Hauland (Kreis Obornik) betroffen. Sie gingen 
bisher als Gaſtſchüler in die deutſche Klaſſe der Schule in Gembitz 
Hauland (Kreis Cjarnikau). Der Bitte der Eltern, ihre Kinder dort 
jeſt einzuſchulen, wurde von den polniſchen Behörden nicht ftatt- 
gegeben. Die Kinder ſind im Gegenteil mit Beginn des neuen 
Schuljahrs zwangsweiſe in die polniſche Schule in 

a do m (Kreis Obornik) überwieſen worden. Sie haben zur dortigen 

Schule täglich einen Weg von 5 km zurückzulegen! 
. Die Schule in Neuhütte (Kreis Kolmar) wird von keinem 
einzigen polniſchen Kinde, ſondern ausſchließlich von deut- 
ſchen Kindern beſucht. Crotzdem iſt an diefer Schule nur 
eine polniſch⸗katholiſche Lehrkraft tätig. Auf eine 
Eingabe vom 7. April d. J. erhielten die deutſchen Eltern vom Unter 
richtsminiſterium die Antwort, daß ihnen mit Beginn des neuen Schul- 
jahres eine deutſch-evangeliſche Lehrkraft geſtellt werden. würde. 
Dieſes Verſprechen wurde nicht gehalten. Der katholiſche Pole 
unterrichtet weiter die deutſch⸗proteſtantiſchen Kinder. Um nun aber 
dem Suſtand, daß ein Pole eine ausſchließlich von deutſchen Kindern 
befuchte Schule betreut, ein Ende zu machen, werden jetzt — polniſche 
Kinder aus Grünmalde (Kreis Kolmar) nach Neuhütte überwieſen, 
obwohl fie es zur polniſchen Schule in Wiſchin näher haben. 

Sehr ſchlimm iſt es um das deutſche Schulweſen im 
Bielitzer Bezirk beftellt. In dieſem ganzen Bezirk beſitzen 
nur noch die Knabenſchule am Vielitzer Kirchplatz, die deutſche Schule 
in Altbielitz und die deutſche Schule in Lobnitz deutſche Lehrer. 
An allen übrigen Schulen werden die deutſchen 
Kinder von Lehrern polniſcher Sprache und Natio- 
nalität unterrichtet. Mit dem Beginn des neuen Schul- 
jahres wurde die freie Leiterſtelle der deutſchen Schule in Kanitz 
einem polnischen Lehrer übertragen, der nicht einmal die deutſche 
Sprache hinreichend beherrſcht, um ſich ſeinen Schülern verſtändlich 


zu machen. An die deutſche Schule in Ale xanderfeld wurde 
ein polniſcher Lehrer namens Niemiec (— Deutſcher) berufen; 
auch diefer beherrſcht die deutſche Sprache nur mangelhaft. Die 
Leitung der deutſchen Mädchenſchule in Bielitz wurde einem 
Polen, dem Bruder des Direktors des deutſchen Gumnaſiums in 
Bielitz, Heczko, eines bekannten Deutſchenfeindes, anvertraut. Ein 
polniſcher Schulleiter kam auch an die deutſche Schule in Kurz- 
wald. Zu dieſer jujtematjchen Polonſierung des deutſchen Schul- 
weſens im Bielitzer Bezirk kommen noch andere Drangfalierungen 
hinzu. So beſitzt die vierklaffige deutſche Schule in Alexanderfeld nur 
drei Lehrkräfte, ſo daß der Unterricht nur unvollftändig 
durchgeführt werden kann. Eine Reihe von Lehrern, die bis- 
her an deutschen Gymnajien unterrichtet haben, ſind an deutſche Volks- 
Schulen verſetzt worden. An den deutſchen Schulen in Kanitz, Nickels 
walde und Oberkurzwald fehlt es an Lehrern. Anderen Schulen find 
keine Handarbeitslehrerinnen und Religionslehrer zugeteilt worden. 
So wird das deutſche Schulweſen dieſes Bezirkes allmählich völlig 
vernichtet und poloniſiert. 

In Siemianowitz (Oſtoberſchleſien) wurden die deutſche katho— 
liſche und die deutſche evangeliſche Volksschule mit Beginn des neuen 
Schuljahres in neue Räume verlegt. Das Gebäude, in dem 
dieſe Schulen jetzt untergebracht worden ſind, iſt ſchon vor Jahren 
von ärztlicher Seite als hygieniſch nicht einwand- 
frei feſtgeſtellt worden. Die deutſche evangeliſche Schule wurde zu 
einer einzigen Klaſſe, in der die Kinder vom erſten bis jum letzten 
Schuljahr gemeinſam unterrichtet werden, zuſammengelegt. Die deutſche 
katholiſche Schule, die 500 Kinder zählt, iſt in zehn Klaſſen eingeteilt 
worden. Dieſen elf Klaſſen ſtehen nur acht Klaſſen⸗ 
räume zur Verfügung. Weiter find von den 177 Kindern, 
die in Slemianowitz zum neuen Schuljahr von der polniſchen zur 
deutſchen Schule umgemeldet worden waren, 110 bis 120 Kinder 
in die unterſte Klaſſe jurückderſetzt worden, obgleich 
lie die polniſche Schule mit guten Seugniſſen verlaſſen hatten. Serner 
ſind eine Reihe von Kindern, die bisher ſtets die deutſche Schule, 
und zwar mit ausreichendem Erfolg beſucht haben, zwangsweise 
in die Spezialſchule für Schwerbegabte überführt 
worden. Dieſe Schule aber it rein polniſch. Die betroffenen 
Eltern haben ſich gegen dieſe juniſche Diffamierung ihrer Kinder zur 
Wehr geſetzt. Sie haben gegen die Maßnahme des polniſchen Schul- 
leiters beim Schulinſpektor Beſchwerde eingelegt und weigern ſich bis 
zum Eingang einer endgültigen Entſcheidung, ihre Kinder in die 
Schule für Minderbegabte zu ſchicken. 
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Was aus Gdingen noch werden ſoll. 


Man ift in Polen St o l; auf Gdingen; aber man ist mit ihm noch lange 

nicht zufrieden. Man veranftaltet alljährlich mit viel Aufwand ein 
Feſt des Meeres in Gdingen; aber es gibt auch ſehr einflußreiche 
Leute in Polen, die dieſes Feſt als idiotiſch bezeichnen. Man freut 
lich und feiert; aber man klagt auch über unzulängliche Maßnahmen 
und fordert fortgeſetzt neue Mittel für den weiteren Ausbau. Was 
Gdingen noch werden foll, darüber ließen ſich in der diesjährigen Meeres- 
jejt-Sondernummer der „Hazeta Handlowa“ verſchiedene inter- 
eſſierte Leute vernehmen. Der eine ſchrieb u. a.: „Gdingen, das heute erſt 
eine große Umladeſtation für die Waren des polniſchen Hinter- 
landes auf ihrem Wege zu den Auslandsmärkten iſt, muß in Kürze ein 
großes Handelszentrum mit eigener Dispofition und Initiative 
werden, muß verſchiedene Induſtrien entwickeln. In Sdingen 
muß der ganze Verwaltungs- und techniſche Apparat dem allmonatlich 
wachsenden Betrieb der Hafenſtadt angepaßt werden.“ Ferner müſſe 
Gdingen eine eigene große Schiffswerft erhalten; denn daß eine 
Großmacht wie Polen bisher nur die „Gdingener Werft“, die Hafen- 
werkſtätten der Kriegsmarine in Sdingen und Pinsk und die Werft in 
Modlin beſitze, alfo nur für kleine Schiffsbauten geeignete Werften, das 
ſei „eine ſehr unerfreuliche Erſcheinung“ in der polniſchen Staatspolitik. 
Ein anderer ſchreibt in der „Gazeta Handlowa“: „Sdingens Zukunft als 
Handelszentrum liegt in den Händen der Privatinitiative. SGdingen 
als künftiges Zentrum des polniſchen Überſee⸗ 
handels ſteht erſt am Anfang ſeiner Entwicklung 
Sdingen ift als Hafen, d. h. als Komplex techniſcher Einrichtungen im 
Blitztempo entstanden; die paffenden Menſchen Bf. Bedienung 
eines ſolchen Hafens kann man nicht Jo ſchnell ſchaffen. .. Die allmähliche 
Verlegung des Verwaltungsſitzes großer Firmen aus dem Hinterland in 
die Hafenftadt bedeutet noch nicht die Entftehung einer mit dem Leben des 
Hafens organisch verbundenen Kaufmannſchaft.“ Dann kommt der Ver- 
faſſer auf die Gdingener Banken zu ſprechen und ſagt dabei 
u. a.: „Neuerdings beobachten wir in Gdingen eine allmähliche Entwicklung 
der Privatbanken. Dieſe Erſcheinung iſt in gewiſſem Grade begründet 
in der Abſchnürung der Danziger Banken von ihren billigen Kreditquellen 
in Oeutſchland durch die dortigen Deviſenbeſtimmungen ... Sweifellos 
iſt dies der Moment, in dem die polniſchen Privatbanken bequemer in 
das Gebiet des polnifchen Überſeehandels eindringen können ...“ 
. Der Direktor des Staatlichen Exportinſtituts, M. Curſki, 
äußert ſich über die induftriellen Möglichkeiten Gdingens: „Odingen 
iſt durch feine Lage prädeftiniert zum künftigen In- 
duſtrie zentrum, deſſen Produktion einerſeits auf der Konkur- 
renzfähigkeit der Seetransporte bei dem Sertigwarenexport beruhen 
wird.“ Anſätze zu einer ſolchen Industrie ſeien vorhanden, mit Aus- 
nahme zweier Großbetriebe (Reis, Ölmübhle) aber handele es 
ſich um unbedeutende Werke. Vorbedingung großzügiger Entfaltung ſei 
die Vornahme gewiſſer Hafenerweiterungen; hindernd wirke 
zur Seit das Sehlen entjprechend vorbereiteter, direkt mit dem Meer 
verbundener Terrains; denn die Großindustrie könne nur auf Terrains 
entstehen, die mit allen Verkehrseinrichtungen ausgeſtattet find. Gdin- 
gen muß das Induſtriezentrum für alle Produktionszweige, die auf 
Maſſeneinfuhr ausländiſcher Nohſtoffe beruhen, bzw. das Verteilungs- 
und Ausfuhrzentrum für Sertigmaren werden, die aus einheimiſchen 
Nohſtoffen hergestellt werden. Dieſes Ideal ift zu erreichen, indem 
wir weniger Nohſtoffe und mehr Sertigwaren ausführen.“ Die Ent- 
wicklung gehe dahin, das beweiſe die Steigerung des Tonnen-Durch- 
ſchnittswertes der Ausfuhr Gdingens bei gleichzeitigem Sinken des 
Tonnendurchſchnittswertes des polniſchen Geſamtexports. Gdingens 
Industrie könne ein mächtiger Hebel zur Entwicklung dieſer Tendenz 
im Geſamtaußenhandel Polens werden, ein bequemes 0 zu 
weiterer Veredlung des polnischen Außenhandels. Daher ſei die Ent⸗ 
wicklung eines Induſtriezentrums in Gdingen eine der dringendſten und 
nächſten Aufgaben. 
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Eine zeitgemäße Erinnerung. 


Als im September 1915 Litauen von deutſchen Truppen beſetzt wurde 
und durch den ruſſiſchen Märzumjturz vom Jahre 1917 ſich neue Möglich- 
keiten ergaben, wurde die Stage der Gründung eines ſelbſtändigen 
Litauens akut. Schon im Sommer 1917 hatten eine heimlich in Peters- 
burg tagende Konferenz der in Sentralrußland lebenden Litauer und das 
litauiſche Organiſationskomitee in Wilna die Selbjtändigkeit Litauens 
gefordert. Ende September 1917 trat in Wilna der litauiſche Landtag, 
der eine Vertreterverſammlung der litauiſchen Organiſationen war, zu- 
ſammen und wählte als proviforifches Exekutiv- und Nepräſentativ- 
organ die ſogenannte Taryba (Landesrat). Im November 1917 
ſchloſſen ſich auch in Woroneſch die nach Innerrußland geflüchteten 
Litauer den Wilnaer Landtagsbeſchlüſſen an. Dieſen gemäß verkündete 
die Taryba am 11. Dezember 1917 die Wiederherſtellung des litauiſchen 
Staates und ſuchte beim Deutſchen Neich um Unter- 
ſtützung nach, die ihr auch gewährt wurde. Im März 1918 
erkannte das Deutſche Reich die Unabhängigkeit 
Litauens an. Die deutſche Armee und das Wohl- 
wollen der Neichsregierung haben die Staat- 
werdung Litauens überhaupt erſt ermöglicht. Die 
Litauer haben es heute nicht gern, wenn man ſie an dieſe unumſtößliche 
Tatfache erinnert. Das unverſchämte Auftreten der heute in Kauen 
regierenden Kreiſe läßt es angebracht erſcheinen, ihnen das Telegramm 
ins Gedächtnis zurückzurufen, das damals, nach der Anerkennung der 
litauiſchen Unabhängigkeit durch Deutſchland, von der Taryba an den 
deutſchen Kaiſer gerichtet wurde. Dieſes Telegramm iſt von dem 
damaligen Präfidenten der Taryba, dem heutigen litauiſchen Staats- 
präſidenten Smetona, unterſchrieben. Es hat folgenden Wortlaut: 

„Euer Majeſtät erlauben ſich der Präſident und die Delegation der 
Taryba, welcher der Herr Reichskanzler heute die Anerkennung der 
Unabhängigkeit Litauens ausgeſprochen hat, den tiefgefühlteſten 
und unauslöſchlichen Dank dafür auszufprechen, daß das 
große, mächtige Deutſche Reich dem durch Jahrhunderte hin 
durch Jo ſchwer leidenden litauiſchen Volke Srei- 
beit gegeben und feine Unabhängigkeit als erſte Macht anerkannt 
hat. Wir ſind froh in der Suverſicht, daß Deutſchland und Litauen 
als treue Nachbarn gemeinsam am edlen Sriedenswerk des 
Wiederaufbaus tätig ſein werden. 

Berlin, den 23. März 1918. gez. Smetona, Präfident.“ 

Auf dieſes Telegramm, der litauiſchen Delegation ging folgende Ant- 
wort des deutſchen Kaiſers ein: 

„ür das anläßlich der Anerkennung des unabhängigen litauiſchen 
Staates an mich gerichtete Telegramm [preche ich Ihnen, Herr Präfi- 
dent, und den Mitgliedern der litauiſchen Delegation meinen Dank aus. 
Ich habe mich gefreut, daß der Siegeszug meiner Truppen Litauen vom 
ruſſiſchen Joch befreit und es mir ermöglicht bat, Litauen als freien 
und unabhängigen Staat wieder herzustellen. Die Unterdrückung feines 
nationalen Lebens hat damit nach langer, trüber Seit ihr Ende erreicht. 
Och hoffe zuverſichtlich, daß Litauen raſch als Staat erblühen wird und 
aß die engen Beziehungen, die es fortan mit dem Deutſchen Reich 
verbinden follen, diefe Entwicklung ſichern und fördern werden. 

Wilhelm, I. R.“ 

Die politiſchen Verhältniſſe haben ſich ſeit dieſem Telegrammwechlel 
grundlegend geändert. Aber die Einſtellung Deutfchlands zur Frage der 
litauiſchen Unabhängigkeit iſt dieſelbe geblieben. Deutſchland war 
und ift heute noch diejenige Macht, die das größte 
Intereſſe an der Exiſtenz eines litauiſchen Staates 
beſitzt. Die heute in Kauen regierenden Kreiſe ſcheinen das aber 
nicht wahr haben zu wollen. Sie lügen nicht nur mit größenwahnſinniger 
Dreijtigkeit die Vergangenheit um, ſondern bemühen ſich auch, Veutſch 
kale als den gefährlichſten Feind ihrer Selbständigkeit erſcheinen zu 
aſſen. 


| Oſtland⸗ Woche. | 


Deutſch⸗polniſche Beſuche 

Der Polniſche Ciſchtennis verband hat den Vorſchlag des 
Oeutſchen Tifchtennisverbandes angenommen, ein Turnier Polen — 
Deulſchland in Danzig zu veranſtalten. — Der deutſche und 
der polniſche Nadfahrerverband veranſtalteten ein Radrennen 
Berlin — Warſchau. Es iſt das erſtemal, daß der deutſche 
und der polniſche Nadfahrſport miteinander in enge Fühlung gekommen 
lind. In der Geſamtbewertung ſtand die deutſche Mannſchaft an 
erſter Stelle. Als beſte Fahrer belegten die erſten Plätze vier Deutiſche: 
Hauswaldt, Krückl, Hupfeld und Suhrmann. 

Der Verband der kaufmänniſchen Vereine Pom- 
merellens plant für ſeine Mitglieder eine Studienreiſe 
durch Deutſchland, um die polniſchen Kaufleute mit deutſchen 
Waren und der Leiſtungsfähigkeit der deutſchen Induſtrie vertraut zu 
machen. Dieſe Neiſe wird vermutlich im September durchgeführt 
werden. 

In Erwiderung des im Srühjahr dieſes Jahres durchgeführten 
Beſuches polniſcher Journaliften in Deutſchland werden demnächft 
etwa zehn deutſche Journaliſten auf Einladung der 
polniſchen Regierung eine Nundreiſe durch Polen 


unternehmen. Dieſe Fahrt foll die wichtigſten polniſchen Städte be- 
rühren und u. a. den Teilnehmern auch Gelegenheit geben, auf einem 
großen polniſchen Landlitz an einer Jagd teilzunehmen. 

Kürzlich kam aus Beuthen ein Sonderzug mit deutſchen Besuchern 
nach Krakau. Die Bergknappenkapelle der „Carſten⸗ 
Sentrumgrube“ war mitgekommen und begleitete die Neife- 
teilnehmer in den Mariendom, wo beim Gottesdienſt — vielleicht nach 
Jahrhunderten zum erſtenmal wieder — deutſche Kirchenlieder 
erklangen. Weiter veranſtaltete die Bergkapelle ein Konzert zugunſten 
der durch das Hochwaſſer Geſchädigten, was von der polnischen Öffent- 
lichkeit mit Genugtuung begrüßt wurde. 


Die Deutſch⸗Polniſche Handelskammer. 


Die Deutſch-Polniſche Handelskammer Breslau- Berlin hielt kürz- 
lich ihre SeneralverJammlung ab. Aus dem Geſchäftsbericht ging her- 
vor, daß die Einrichtungen der Kammer, die weiter ausgebaut werden 
konnten, ſehr rege in Anſpruch genommen wurden. Die Tätigkeit 
beſtand vorwiegend in der Auskunftserteilung über AbJatmöglich- 
keiten, über Rechts-, Soll-, Steuer-, Verkehrs- und allgemeine Wirt- 
ſchaftsfragen ſowie in der Benennung von Vertretern. Cine der 
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wichtigſten Aufgaben der Kammer bildete die Schlichtung von Streitig- 
keiten und die Eintreibung von Forderungen. Der Vizepräſident, 
Dr. Freiherr von Gregory, führte über die zukünftigen Aufgaben 
der Kammer u. a. aus: Es ſei zu hoffen, daß ihr Wirken in der 
jetzigen Atmosphäre der politiſchen Verſtändigung mit Polen, die 
durch Adolf Hitler eingeleitet wurde, größere Erfolge erzielen werde. 
Das politiſche Abkommen zwiſchen Deutſchland und Polen und das 
Protokoll über die Liquidierung des Sollkrieges hätten neue Mög- 
lichkeiten und Vorausfetzungen auch für die Wirtſchaftsbeziehungen 
zwilchen beiden Ländern geſchaffen, fo daß der deutſch-polniſche 
Handelsverkehr in abſehbarer Seit eine weſentliche Ausgeſtaltung er- 
fahren werde. Es ſei geplant, eine Zweigſtelle der Deutſch⸗ 
Polniſchen Handelskammer in Warſchau zu errichten. 


Ein klerikaler Außenſeiter. 


Senator Dr. Pant bat ſich durch. feine fortgeſetzten gehäſſigen 
Angriffe gegen das neue Deutjchland außerhalb der deutſchen Volks- 
aemeinfchaft geſtellt. Sein ſturer Klerikalismus, der die Kirche für 
das Wichtigſte und das Volkstum für eine Nebenſache hält, hat den 
deutſchen Volksgruppen in Polen jede weitere Suſammenarbeit mit 
ihm unmöglich gemacht. Die Fungdeutſche Partei hat ſchon 
ſeit langem einen klaren Trennungsſtrich gegen Dr. Pant gezogen. 
Jetzt haben ſich endlich auch die anderen Gruppen veranlaßt geſehen, 
in aller Form gegen dieſen üblen Außenſeiter Stellung zu nehmen. 
Der „Jentralausſchuß der Deutſchen in Polen“ hat 
eine Entſchließung gefaßt, in der es u. a. heißt: Senator Dr. Pant 
habe in feinem Blatte „Der Deutjche in Polen’ in den letzten Monaten 
wiederholt Artikel veröffentlicht, die das nationale Empfinden der 
Mitglieder der deutſchen Volksgruppe in einer Weiſe verletzen 
mußten, daß eine Zufammenarbeit mit ihm als dem geiſtigen Träger 
dieſes Blattes unmöglich iſt. Auch der Deutſche Volksbund 
für Polniſch-Schleſien ift in einer Erklärung von Dr. Pant 
abgerückt. Dieſer war bis vor kurzem der 2. Vorſitzende des Volks- 
bundes, legte ſein Amt aber mit einer gegen den Volksbund gerich- 
teten Polemik nieder. Die Amtsniederlegung erfolgte zwei Cage vor 
Ablauf jeiner Wahlperiode. Dr. Pant wäre ohnehin nicht mehr in 
den Vorſtand des Volksbundes gewählt worden. Es iſt nur 
bedauerlich, daß ſowohl der Zentralausſchuß wie 
der Volksbund fo lange gebraucht haben, um zu 
dem Entſchluß, die Beziehungen zu Dr. Pant ab- 
zubrechen, zu kommen. An der feindlichen Einſtellung dieſes 
Klerikalen gegen die deutſche Erneuerungsbewegung konnte ſchon 
ſeit einem Jahre nicht mehr der geringſte Sweifel beſtehen. 


Verbotene Hegblätter. 

„Der Deutſche in Polen“, das Organ des klerikalen 
Dr. Pant, wurde auf Grund der Verordnung des Aeichspräfidenten 
vom 28. Februar 1953 bis zum 30. November 1034 für das Neichs- 
gebiet verboten. Für das Gebiet der Freien Stadt Danzig wurde das 
Blatt, das fortgeſetzt beleidigende Angriffe gegen das nationalſozialiſtiſche 
Deutſchland richtet, für die Dauer von ſechs Monaten verboten. Auf 
unbeſtimmte Zeit wurde die „Polonia“, das üble Hetzblatt des 
Rebellenhäuptlings Korfantu, für das Reichsgebiet verboten. Das in 
Kattowitz erſcheinende Blatt der „deutſchen“ Sozialdemokraten, der 
„Volkswille“, wurde von den polniſchen Behörden befchlagnahmt. 
Der verantwortliche Redakteur wird ſich wegen Beleidigung Adolf 
Hitlers vor einem polniſchen Gericht zu verantworten haben. 


Der Internationale Geographenkon; reß. 

Die offiziöfe „Sazeta Polska“ beſchäftigte ſich am 16. Auguft mit 
dem Geographenkongreß. Einige Stellen aus ihrer Vorſchau auf dem 
Kongreß verdienen Beachtung; Jo ſchreibt das Blatt u. a.: Die Teil- 
nahme deutscher Geographen an dem Warſchauer Kongreß ſei für 

len „ein wirklich großer Erfolg“. „Die Heutſchen gehören nicht 
zur Internationalen Geographen-Union und wollten trotz mehrfacher 
Aufforderung anderer Länder bis ſetzt an keinem Kongreß teilnehmen. 
Sum Worſchauer Kongreß jedoch haben ſich die Deutſchen ſelbſt ange⸗ 
meldet. Wir find Jehr zufrieden, daß wir das erreicht haben, worum 
lich andere Staaten vergeblich bemüht haben . .* 

Bezeichnend iſt eine Bemerkung der „Gazeta Polfka“ über den 
Vorſitzenden des Kongreſſes, den amerikaniſchen Geographen Prof. 
Iſajah Bowman; fie begrüßt dieſen politiſchen Profellor mit beſon⸗ 
derer Freude und ſchreibt: „Beſonders freudig ſtimmt uns das Kommen 
Dr. J. Bowmans. Er ſſtein großer Freund Polens. Wäh- 
rend des Verſailler Rongreffes gehörte er zu dem Dreierausſchuß, der 
die Grenzen Polens abſteckte. Er ſetzte es durch, daß dieſer Ausfchuß 
das ganze Oppelner Schleſien und Danzig für 
Polen verlangte. Als die Politiker ſich dieſen Projekten wider⸗ 
ſetzten, verließ Dr. Bowman, da er ſich mit dieſer ungerechten (Il) 
Entſcheidung nicht zufrieden geben konnte, die Kommiſſion und 
nahm an ihren weiteren Arbeiten nicht teil. In feinem Buch ‚New 
World“, das nach dem Kriege herauskam, verteidigt Bowman den 
polniſchen Charakter Pommerellens ...“ 


Die amerikaniſchen Polen und der Weltbund der Polen. 


Der „Kurjer Warszamfki* hatte ein Interview mit dem 
Führer des Polniſchen Volksverbandes in den Vereinigten Staaten, 
Swietlik, veröffentlicht, in dem dieſer u. a. erklärt hatte, daß 
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die amerikaniſchen Polen dem Weltbund der Polen 
nicht beitreten könnten, da ſie ſich vor allem als Amerikaner 
und dann erſt als Polen fühlten, und da es ihnen, die ihrer neuen 
Heimat Jo viel verdanken, nicht möglich ei, ſich einer von Warfchau 
geleiteten Inſtitution unterzuordnen. Swietlik hat dieſes aufſehener— 
regende Interview ſpäter dementiert und ſeinen Inhalt als „freie 
Erfindung“ des Berichterſtatters Stefan Rleczkowſ bi bezeichnet. 
Catſache aber bleibt, daß die amerikaniſchen Polen dem Weltbund 
bisher nicht beigetreten ſind. Ob das Interview nun echt oder erfunden 
iſt —, feſt ſteht, daß die Polen aus Amerika ſich bei der Ablehnung 
ihres Beitritts um Weltbund von Erwägungen haben leiten laffen, wie 
fie in dem Interview des „Kurjer Warszawſki“ zum Ausdruck gebracht 
worden ſind. Die offizielle Begründung, die die amerika⸗ 
niſchen Delegierten für ihr Fernbleiben vom Weltbund 
gegeben haben, hat folgenden Wortlaut: „Im Namen unſerer Organi- 
Jationen melden wir uns zur Suſammenarbeit mit dem Welt- 
verbande der Auslandpolen auf kulturellem Gebiet unter 
dem Vorbehalt an, daß unſere Entſcheidung der Billigung der 
oberſten Inſtanzen, d. h. der leitenden Organe und der Ver— 
ſammlungen unſerer Organiſationen unterliegt.“ 


Der verhaftete Auslandspole. 


Kürzlich brachte die „Sazeta Polska“ eine Notiz, wonach „der der 
Polizei bekannte Revolutionär“ Cadeuſz Rirylak in Warſchau auf 
der Straße eine Maſſenverſammlung zu veranſtalten ſuchte, indem er 
an die ihre Arbeitsſtätte verlaffenden Arbeiter „eine aufreizende Rede“ 
zu halten begann. Die Polizei zerſtreute die Verfammelten und nahm 
den „revolutionären Agitator“ feſt. Mit dieſem Tadeufz Kirylak hat es 
Jeine eigene Bewandtnis. Er iſt amerikaniſcher Bürger und 
war nach Warſchau gekommen, um an dem Kongreß der Aus 
landspolen teilzunehmen. Er wies ſich im Büro des Kongreſſes 
als der Abgeſandte der polniſchen Arbeiter in den 
amerikaniſchen Oftftaaten aus. Gegen die von ihm vorgelegte 
Vollmacht wurde jedoch von Leitern des Kongreßbüros Einſpruch er- 
hoben, jo daß Rirylak der Zutritt zu den Sitzungen des Kongreſſes 
verwehrt blieb. Der Grund für die Ablehnung iſt in der politiſchen Ein- 
ſtellung Kirylaks zu ſuchen, der als Marxiſt den regierungstreuen 
Kreifen auf dem Kongreß nicht genehm war. Als er weder zum 
Kongreß jugelaſſen wurde, noch eine ſchriftliche Beſtätigung feiner Nicht. 
zulaffung erhielt, verfuchte Kirylak die Aufmerkſamkeit der öffent- 
lichkeit auf ſich zu lenken, indem er nach Schluß der Arbeitszeit vor 
einer großen Fabrik Aufftellung nahm und an die Arbeiter eine An- 
ſprache zu halten verſuchte. Die Polizei hat ihn daraufhin kurzweg 
verhaftet. 


Spaltung in der Bauernpartei? 

Die polnische Bauernpartei ift, ſeitdem ſich der ehemalige, von 
Pilſudſki geſtürzte Miniſterpräſident Witos in der Cſchechei in Sicher- 
heit gebracht hat, führerlos geworden. Dazu kommt noch, be die ge⸗ 
ſteigerte Sorge der polniſchen Regierung um die Kleinbauernſchaft der 
oppoſitionellen Bauernpartei mit einigem Erfolg den Wind aus den 
Segeln zu nehmen verſucht. Dieſe Umftände ſcheinen zu einer Spaltung 
der Partei führen zu wollen. Ein Teil der Bauernparteiler beabſichtigt, 
ſich un Rogierungslager zu nähern und die Oppoſitionsſtellung auf- 
zugeben. 


Die Lichtſpieltheater in Polen. 


Nach Angaben des polniſchen Statiſtiſchen Hauptamtes wird die Sahl 
der Lichtſpieltheater in Polen im Jahre 1933 mit 752 angegeben, 
darunter 360 Confilmtheatern. Durch vergleichende Zahlen mit 
den anderen Ländern Europas ergibt ſich, daß Polen in dieſer Hinſicht 
ziemlich weit zurückſteht. In Deutſchland 3. B. wurden 5360 Licht- 
jpieltheater gezählt. Die Hauptjtadt zählt 54 Theater, die Wojowodſchaft 
Warfchau 55, Lodz 72, Kielce 67, Lublin 41, Bialpſtok 33, Wilna 19, 
Nowogrodek 14, Poleſien 12, Wolhunien 25, Pojen 66, Pomme- 
rellen 40, Schleſien 77, Krakau 55, Lemberg 78, Stanislau 27 
und Tarnopol 27. 5 

Im letzten Jahre wurden in Polen 849 Filme zur Vorführung 
zugelaſſen, wovon 552 (alſo der Löwenanteill) amerikaniſcher 
Herkunft waren. 157 wurden in Polen, 52 in Frankreich, 13 in England. 
9 in Öfterreich, Jo in der Tſchechoflowakei und 34 in Deutſchland 
hergeſtellt. Alſo nur 34 deutſche Silme waren in Polen ju- 
gelaſſen, obwohl der deutſche Silm nach Qualität und Inhalt an der 
Spitze marſchiert. Zu bemerken iſt außerdem noch, daß dieſe deut- 

chen Filme keineswegs in der deutſchen Salfuna 

liefen, die auch die meiſten Polen verſtehen, ſondern in franzöſiſcher, 
engliſcher oder ungariſcher! Im Jahre 1932 wurden 80 deutſche Silme 
zur Vorführung zugelaſſen, 1928 waren es 178. 


Kollektiv⸗Gemeinden in Poſen und Weſtpreußen. 

Durch die im polniſchen Geſetzblatt veröffentlichte Verordnung des 
Innenminiſters über die Abgrenzung der neuen Kollektio 
gemeinden in 14 Kreiſen der Wojewodſchaft Pommerellen 
und 24 Kreiſen der Wojewodſchaft Polen iſt das neue Selb ſt⸗ 
verwaltungsgeſetz vom 13. März 1933 und damit die 
kommunale Neuordnung in den ehemals deutſchen Landesteilen in 
Kraft getreten. Der neuen, von der polniſchen Oppoſitionspreſſe be- 
Gedanke jugrunde, die 
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ländlichen Ortſchaften zu einer Intereſſengemein- 
ſchaft zjuſammenzuſchließen, die kleinen, finanziell ſchwachen 
Gemeinden vor zu ſtarker ſteuerlicher Anſpannung zu ſchützen und den 
Mangel fähiger Perſonen zur wirkſamen Selbſtverwaltungsarbeit 
auszugleichen. Es darf hierbei nicht verkannt werden, daß die 
auf zentralpolniſche Verhältniſſe zugeſchnittene 
kommunale Neuordnung keineswegs den Bedürfniſſen der 
kulturell und wirtſchaftlich hochſtehenden polniſchen Weſtgebiete ent- 
ſpricht. Die erhoffte Abſicht einer beſſeren Entwicklung der Kommunen, 
durch Zuſammenlegung mehrerer Dörfer und Ortſchaften zu Kollektiv» 
gemeinden muß deshalb ſtark in Sweifel gezogen werden. Die kommu— 
nale Verfaſſung in den polniſchen Weſtgebieten entsprach bisher dem 
preußiſchen Aufbau und gliederte ſich in Gemeinden und Amtsbezirke. 
Durch die erwähnte Verordnung werden die einzelnen Kreife 
in Sammelgemeinden von fünf bis zwölf Sinheiten 
aufgelöft, die in der Wojewodſchaft Poſen durchſchnittlich 150 qkm 
mit etwa 6200 Einwohnern umfaſſen. Während zum Beiſpiel die Kreiſe 
Birnbaum, Obornik, Nawitſch und Wreſchen nur je fünf Sammel- 
gemeinden aufweiſen werden, ſind die Kreiſe Oſtrowo und Kempen in 
je zwölf Gemeinden juſammengefaßt worden. Es kommt dabei häufig 
vor, daß kleine Städte als Sitz der Kollektiv 
gemeinden beſtimmt worden Jind, jo daß es neben der Stadt- 
gemeinde noch eine Dorfgemeinde gibt. Abgeſehen von den bisher 
noch nicht eingeteilten drei poſenſchen Kreiſen gibt es in der Woje⸗ 
wodſchaft Poſen 188 Kollektio gemeinden, deren Sahl 
ſich nach der völligen Neuordnung auf etwa 210 erhöhen wird. Der 
Neugliederung iſt der Umfang der alten Amtsbezirke zugrunde gelegt, 
deren räumliche Ausdehnung jedoch in vielen Sällen erhöht worden 
iſt. In Pommerellen find in 14 von insgefamt 16 Kreiſen die 
Grenzen von 133 Sammelgemeinden beſtimmt worden. Ihre 
durchſchnittliche Größe beträgt 111 qkm mit rund 5380 Einwohnern. 
Die Größe der einzelnen Gemeinden iſt ſehr verſchieden und ſchwankt 
zwiſchen 87 qkm im Kreiſe Oſtrowo und 213 qkm im Kreiſe Obornik. 
Gleich große Unterſchiede weiſen die Bevölkerungsſahlen auf. Bis 
zur endgültigen Umſtellung der alten kommunalen Verfaſſung werden 
noch Monate, denn nicht Jahre vergehen. 


Die Hochwaſſerſchäden. 


Die Krakauer Landwirtſchaftskammer hat ihre Erhebungen über die 
Schäden, welche die Hochwaſſerkataſtrophe vom Juli d. S. im Bereich 
der Wojewodſchaft Krakau angerichtet hat, im weſentlichen 
abgeſchloſſen. Nur aus zwei Kreiſen fehlen noch die Angaben. Danach 
ergaben ſich folgende Zahlen für die von dem Hochwaſſer angerichteten 
Schäden: Die Sahl der überſchwemmten Gemeinden betrug 1083. In 
ihnen wurden 72753 Wirtſchaften zerſtört, von denen 
337 400 Menſchen lebten. Die Sahl der umgekommenen 
Menjchen beträgt 55, an Vieh ertranken 92 Pferde, 834 Stück Horn- 
vieh, 2479 Schweine und rund 14.000 Stück Geflügel. 1088 Bienenſtöcke 
und 34000 Obſtbäume wurden vernichtet. Das Waſſer überflutete 
22 800 Hektar NRoggenfelder, 20 500 Hektar Weizenfelder, 8500 Hektar 
Gerſte und 3000 Hektar Hafer. Rechnet man dazu die übrigen, in 
geringerem Maßſtabe angebauten Getreidearten, ſo wurden im gan- 
zen 65900 Hektar Getreidefelder überflutet. Dazu 
kommen 28 764 Hektar Rüben- und Kartoffelland, 10 500 Hektar Klee, 
13200 Hektar Wieſen und 117090 Hektar Weiden. Insgeſamt wurden 
über 130000 Hektar landwirtſchaftlich genutztes 
Selände allein im Bereiche der Woſewodſchaft Krakau über— 
ſchwemmt. 


Duell wegen Zyrardew. 


Der Fall der Jurardower Textilwerke hat ein weiteres Opfer ge- 
fordert. Kürzlich hat der Warſchauer Rechtsanwalt Alexander Le d- 
nicki Selbſtmord verübt, weil er die in der Surardower Anaelegen⸗ 
heit gegen ihn erhobenen Beſchuldigungen der polniſchen Preſſe nicht 
mehr ertragen zu können glaubte. Nun hat der Sohn des Verſtorbenen, 
Profeſſor Wenzel Led nicki, den ehemaligen polniſchen Finanz— 
miniſter Ignaz Matufzemjki in dieſem Suſammenhang weden 
Beleidigung ſeines Vaters gefordert. In dem Duell, das am 22. Auguft 
ftattfand, wurde Matuszemfki ſchwer verwundet. Der Fall hat 
in den politiſchen Kreiſen Polens großes Aufſehen erregt. 


Der polniſch-ruſſiſche Handelsvertrag: 


Polen hat aus Somjetrufland in den letzten Jahren vorwiegend 
Srze, Lebensmittel und tieriſche Produkte eingeführt. 
Dagegen hat es nach Sowjetrußland Schienen. Eifen und Stahl, 
Zink. Eifen- und Stahlbleche geliefert. Die Bilanz im polniſch- 
ruſſiſchen Außenhandel iſt mit Ausnahme der Jahre 1927 und 1928 
für Polen ſtändig aktiv geweſen. Im Jahre 1925 betrug 
der Aktivfaldo: 45 Mill. Slotu, 1929: 42 Mill. Zloty, 1930: 83 Mill. 
Sloty, 1931: 80 Mill. Zloty, 1933: 42 Mill. Slotu. Da Sowjetrußland 
gegenwärtig eine Politik betreibt, die auf einen Ausgleich der 
Handelsbilan; mit allen Ländern hinſtrebt, iſt damit zu 
rechnen, daß Polen in den nächſten Jahren nicht mehr mit ſo bedeu— 
tenden Ausfuhrüberſchüſſen wie bisher wird rechnen können, zumal 
ſich in den beiden letzten Jahren auch ein ſtarker Rückgang des 
Sowjethandels bemerkbar gemacht hat. Die Ausfuhr Polens nach 
der Sowjetunion ſtützt ſich vornehmlich auf Erzeugniſſe, die Nußland 
zur Verwirklichung feiner großen Snduftrialijierungspläne 
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benötigt. Dieſe Pläne find darauf eingeftellt, Rußland in Zukunft zum 
induftriellen Selbjtverforger zu machen. Nach Maßgabe ihrer Reali— 
ſierung iſt notwendigerweiſe mit einer Sinſchrän kung der 
Sertigwareneinfuhr zu rechnen. Ahnlich wird mit einer 
Strukturänderung der ruffiſchen Ausfuhr gerechnet. 
Unter dieſen Umſtänden werden die Ausfuhrausſichten 
Polens nach der Sowſetunſon für ungünftig ge⸗ 
halten. Man tröſtet ſich in Polen damit, daß die Auswirkungen 
der Induſtrialiſierungspläne der Sowjetunion ſich nicht allein auf 
Polen, ſondern auch auf alle anderen mit Somjetrußland Handel 
treibenden Länder erſtrecken werden. 


Die Organiſation der Binnenſchiffahrt im Oderſtromgebiet. 


In den letzten Wochen wurden die örtlichen Schiffahrtsvereine in 
Stettin. Frankfurt a. d. Oder, Breslau und Ratibor im Verein 
zur Wahrung der Oderſchiffahrtsintereſſen zu⸗ 
ſammengefaßt. Der neue Verein, der ſeinen Sitz in Breslau hat, 
iſt hervorgegangen aus der Verſchmelzung des Pommerſchen Binnen- 
ſchiffahrtsvereins in Stettin, des Brandenburgiſchen Odervereins e. V. 
in Frankfurt a. d. Oder, des Schleſiſchen Odervereins in Breslau, 
des Schiffahrts-Vereins zu Breslau e. V. und des Oberſchleſiſchen 
Odervereins e. V. in Ratibor. Der Verein umfaßt als 
Sweigverein des Jentral-Vereins für deutſche Binnenſchiffahrt e. V. 
alle im Oderſtromgebiet tätigen Verwaltungen, 
Betriebe und Perſönlichkeiten, die am Ausbau 
und Verkehr der Oderwaſſerſtraße beteiligt und 
interefjiert find Er ilt kein wirtſchaftspolitiſcher Verband 
im Sinne des bevorſtehenden berufsſtändiſchen Aufbaus, ſondern ein 
freier Verein, der im Rahmen der Geſamtorganiſation 
des Sentral-Bereins für deutſche Binnenſchiff⸗ 
fahrt für die Hebung und Förderung der Schiffahrt auf der Oder 
eintritt und dieſes Siel in der Gemeinſchaftsarbeit aller Beteiliqten 
auf techniſch-wirtſchaftlich-wiſſenſchaftlichem Gebiete zu erreichen ſucht. 


Gutes Ergebnis der 22. Deutſchen Oſtmeſſe. 


Die 22. Deutſche Oſtmeſſe, die vom 19. bis 22. Auguft 
in Königsberg ſtattfand, iſt die bisher größte in Köniasberg ver- 
anſtaltete Meſſe geworden, ſowohl in bezug auf die Zahl der Aus- 
ſteller als auch der Beſucher. 120000 Perſonen, darunter 
2500 Ausländer, haben die 22. Deutſche Oſtmeſſe beſucht. To 
daß der vorjährige Nekordbeſuch von 96009 Menſchen um über 
20 v. H. übertroffen worden iſt. Unter den Auslandsbeſuchern, die 
ſowohl Kaufinterefſenten als Führer der Wirtſchaft und der Land- 
wirtſchaft, Studienkommiſſionen und Delegationen umfaßten, waren 
Polen, Lettland, Litauen, Sſtland, Schweden. die 
Sowjet-Union, Finnland, die Türkei, England, Frankreich 
und China vertreten. Oftpreußen iſt durch die Maßnahmen des 
nationalſozialiſtiſchen Staates wieder vollwertiges Markt- 
gebiet geworden. Die ſtarke Beſchickung der 22. Deutſchen Oſt- 
meſſe durch die deutſche Wirtſchaft, der Aufbau von Kollektio— 
ausſtellungen durch Polen und Lettland und der 
gute geſchäftliche Berlauf der 22. Deutſchen Oſtmeſſe haben die neue 
wirtſchaftliche Bedeutung Oſtpreußens bewieſen. Das Geſamturteil 
über den geſchäftlichen Verlauf der 22. Deutſchen Oſtmeſſe läßt ſich 
dahin zuſammenfaſſen, daß das Seſchäftsergebnis in allen 
Sweigen gut geweſen iſt. Erhebungen ergaben, daß zahlreiche 
Ausſteller Gelegenheit hatten, mit Kaufintereffenten aus den Oſt— 
jtaaten in Verbindung ju kommen. 


Neues Induſtrieunternehmen in Marienburg. 


Im Rahmen des oftpreußifchen Induſtrialifierungs⸗ 
planes hat Marienburg ein neues Induſtrieunternehmen erhalten. 
Neben den neuen Oſtdeutſchen Dauermilchwerken, die in Marienburg 
bereits geschaffen wurden und die ein Unternehmen find, das, mit den 
neuzeitlichſten Maſchinen ausgeltattet, zu den modernsten Unternehmen 
des Oftens gehört, dürfte die neue Oſtdeutſche Wachs fabrik 
G. m. b. H. die einzige Sabrik ihrer Art im Often Deutſchlands ſein. In 
allerkürzeſter Zeit kann mit der Inbetriebnahme des Werkes begonnen 
werden. Das Hauptarbeitsgebiet der neuen Fabrik iſt die Her- 
ſtellung von Kerzen aller Art, wie Haushalts- und Baumkerzen, 
Advent- und Geburtstagskerzen, auch alle Arten von Kerzen für kirch- 
liche Zwecke, von den einfachſten bis zu den reich verzierten. Da die 
Wachsfabrik die einzige im Oſten ilt, und die größeren Fabriken 
dieſer Art in Deutſchland in der Hauptsache im Weſten und Süden 
liegen, rechnet man damit, daß der Abſatz recht groß ſein wird. Eine 
wichtige Frage für die Neugründung war die Rohſtoff - Verſor⸗ 
gung, da außer den im Inlande vorhandenen Nohſtoffen zur Her- 
tellung von Kerzen auch ſolche aus dem Auslande erforderlich ſind: 
Paraffine. die teils aus dem Inlande, teils aus dem Auslande, beſonders 
aus Amerika kommen, Bienenwachs, das aus Deutſch-Oſtafrika ein- 
geführt wird, und Pflanzenwachs, das aus Braſilien bezogen wird, 
ferner Ozokerit, ein Bergwachs, das nur in der Cſchechollowakei vor- 
kommt. Außer den Kerzen werden Halbfabrikate in der 
verſchiedenſten Suſammenſetzung für die chemiſche 
und techniſche Induſtrie erzeugt, die ganz beſonders in der 
Leder- und Papierfabrikation Verwendung finden. Zu der Vollfabri— 
kation gehört ferner die Herſtellung von Bohnerwachs in feſter 
und flüfſiger Sorm, dazu kommen Wachsfabrikate, wie J. B. Aus- 
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putzwachſe für Schuhfabriken, Wachsſchnüre für Eiſengießereien, 
Wachsfackeln, Lederfette u. a. m. Sur Herſtellung diefer Fabrikate 
werden Mineralöle verwandt, die aus Deutſchland bezogen werden. 
Sur Anlernung der Arbeitskräfte hat das neue Werk 
Fachleute aus dem Reich berangeyogen. Sunächſt Joll mit 
einer kleineren Anzahl von Arbeitskräften begonnen werden; man hofft 
jedoch, in kürzeſter Seit die Belegſchaft auf 40 Mann zu 
erhöhen. 


Zlüſſiger Bernſtein“. 

Die Werbeaktion für den oſtpreußiſchen Bernſtein hat das er- 
freuliche Ergebnis gehabt, daß ſich der Abſatz um das Dreifache des 
bisherigen erhöht hat. Um neue Verwendungsarten für Bernſtein zu 
finden, hat die Staatliche Preußiſche Bergwerks- und Hütten- A.-G. 
ein Preisausſchreiben durchgeführt, das ein überraſchendes Neſultat 
erbracht hat: Der Berliner Chemiker Ernſt Krauſe hat als Be- 
werber in dieſem Preisausſchreiben ein Verfahren zur Her- 
ſtellung einer Bernſteinlöſung entwickelt, die ſich als 
Schutzüberzug für alle Metalle hervorragend 
eignet. Der Berliner Chemiker hat es fertiggebracht, Bernſtein, 
der erſt etwa bei 300 Grad ſchmilzt, auf kaltem Weg in eine ſehr 
dünnflüſſige Löſung aufzulöſen. Wenn dieſer „flüſſige Bernſtein“ auf 
Metallteile aufgetragen wird, ergibt er nach dem Verdunſten der 
Flüſſigkeit einen dünnen Schutzüberzug, der auch ſchärfſten Augen nicht 
erkennbar iſt. Die Löſung verbindet ſich dabei ſehr ſchnell und 
dauerhaft mit Metallen, und in kurzer Zeit iſt der Schutzüberzug Jo 
hart und widerſtandsfähig wie keiner der bisher 
bekannten Schutzlack e. Die neue Erfindung ift nach den bis⸗ 
herigen Verſuchen ſehr wertvoll für die Schiffahrt, denn der Bern⸗ 
fteinüberzug wird von Seewaſſer kaum angegriffen. Der flüjfige Bern⸗ 
ftein iſt auch beſonders dazu geeignet, empfindliche Apparate aller 
Art, optiſche Geräte, Schwachſtromkabel, Telephone und anderes ſee⸗ 
und tropenfejt zu machen, ein Problem das bisher noch immer 
feiner endgültigen Pöfung harrte, obwohl man ſeit vielen Jahren mit 
großen Mitteln verſucht, für empfindliche Gegenftände einwandfreie 
Schutzüberzüge gegen die zerſtörende Wirkung des Meeres und des 
Tropenklimas berzuftellen. 


Die „Revalſche Zeitung. 


Die Revaler Regierung hat den Gebrauch nichteſtniſcher Orts- 
namen verboten. Das deutſche Blatt der Londeshauptſtadt, die 
„Nevalſche Zeitung“, muß daher ſeinen alten Namen ändern. Es 
wird den eſtniſchen Chauviniſten allerdings nicht den Gefallen tun, 
ſich nunmehr „Tallinnſche Zeitung“ zu nennen, wie es ein deutſchl— 
feindliches Blatt, das das Eſtniſche verſehentlich für eine Welt— 
ſprache hielt, von ihm verlangt hat. Sondern es wird von jetzt an 
„Sſtländiſche Zeitung“ heißen. 


Lettiſcher Sprachenterror. 


Nach den neueſten Beſtimmungen in Lettland it der Sebrauch 
der Sremdſprachen ſtark eingeſchränkt worden. Im 
Heere, in der Selbſtverwaltung und bei den Staatsbehörden iſt der 
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Gebrauch von Sremdjprachen verboten. Selbſt in gefchlojenen Ver— 
ſammlungen, im Handelsverkehr, in der Literatur und in religiöfen Ge- 
meinschaften find der Verwendung von Fremdſprachen enge Grenzen 
gezogen. Auf allen öffentlichen Verſammlungen und bei den verjchieden- 
artigſten Vorträgen muß die lettiſche Sprache gebraucht werden. Nur 
in Ausnahmefällen darf eine Fremdsprache angewandt werden, und 
diefes nur mit der Erlaubnis des Öunenminilters oder 
deſſen Bevollmächtigten. Alle diejenigen, die die Beſtimmung über den 
Gebrauch der Staatsſprache übertreten, werden ſchwer beftraft 
mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder einer Geldſtrafe bis zu 1000 Lat. 
Wenn jetzt alſo eine deutſche Organisation in ihren eigenen Räumen 
einen Abend mit volkstümlichem Programm, Vorſtellungen, Geſängen 
ufw., veranftalten will, jo darf diejes in Zukunft nur noch mit Genehmi= 
gung des lettiſchen Innenminiſteriums geschehen. Falls hierzu die Ge- 
nehmigung nicht erteilt wird, muß der ganze Abend in lettiſcher Sprache 
jtattfinden oder abgeſagt werden. 


Die Auslandeſten in Europa. 


Der „Verein für das Ejtentum im Ausland“ ver⸗ 
anſtaltet Ende September einen Autobus-Ausflug in die europäiſchen 
Staaten. Die Sahrt wird in erſter Linie für die Mitglieder und 
Freunde des Vereins veranſtaltet. Sein Siel iſt, Verbindungen mit 
den Esten in Europa zu ſchaffen. Die Nundreiſe führt die Teilnehmer 
durch 11 Staaten und berührt Städte wie Niga, Königsberg, Berlin. 
Osnabrück, Utrecht, Brüſſel, Paris, Verdun, Bad Dürkheim, Mann- 
beim, Baſel, München, Wien, Budapeſt und Prag. Aufenthalte find 
ferner vorgeſehen in Südfrankreich und in den Weinbergen Deutſch— 
lands. Die Neiſeteilnehmer werden überall von den Auslandeſten und 
ihren Vereinen empfangen werden. Die Reiſe dauert ungefähr 30 Tage. 


Qſt⸗Preisausſchreiben für Schüler. 

Der Reichsminister für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung 
hat ein Schreiben an die Unterrichtsverwaltungen der Länder gerichtet, 
in dem er darauf hinweiſt, daß im Jahre 1933 erfreuliche Erfahrungen 
mit einem Schülerpreisausſchreiben gemacht worden ſind, 
durch das eine freie RNeiſe mit dem Seedienſt Oft- 
preußen zwiſchen Cravemünde und Memel für die- 
jenigen Schüler ausgeſchrieben worden war, die an ihrer Schule die 
beſte Arbeit über ein Thema des deutſchen Oſtens geſchrieben 
hatten. Die vorgelegten Arbeiten hatten ſtarkes Intereſſe und große 
Begeiſterung der Jugend für den Oſten gezeigt und bewiefen, daß durch 
derartige Ausſchreibungen wertvolle Anregungen für die 
Blickrichtung der deutſchen Jugend nach dem Often 
gegeben werden können. Die ſpäteren Berichte der Jugendlichen über 
dieſe Fahrten haben gezeigt, daß die Eindrücke der Neiſe auf 
fruchtbaren Boden gefallen find. Es iſt deshalb beab- 
ſichtigt, ein ſolches Preisausſchreiben in ähnlicher 
Weiſe für das Jahr 1935 zu wieder holen. Aus Mitteln 
des Seedienſtes Oſtpreußen werden für das Jahr 1935, das durch die 
Indienſtſtellung eines großen, beſonders für Jugendtransporte ein- 
gerichteten dritten Schiffes beſondere Bedeutung erlangt, wieder 
Schülerpreiſe ausgeſchrieben werden. 


Die auslandtſchechiſche Preſſe in Europa. 


Eine jzahleumäßig beträchtliche tſchechiſche Volksgruppe iſt in 
Europa außerhalb des tſchechiſchen Staates nur in Öfterreich vorhanden. 
Es handelt ſich aber auch dort nicht um bodenſtändige tſchechiſche 
Siedler (der geſchloſſene deutſche Volksboden reicht auch von der öſter 
reichiſchen Seite her in das Gebiet der Moldaurepublik hinein), Jondern 
es handelt ſich um eine ſtädtiſche Achechiſche Bevölkerung, die ſich 
faft ausschließlich auf die Großſtadt Wien konzentriert, wo fie aller- 
dings infolge der Nähe der tſchechiſchen Grenze und dank der regen 
Unterſtützung, die fie von Prag her aus politiſchen Gründen erfährt, 
eine über ihren zahlenmäßigen Anteil an der Geſamtbevölkerung hin- 
ausgehende Bedeutung beſitzt, weniger freilich als völkijche Hruppe, 
ſondern als politiſcher Faktor. Großenteils ſtammt dieſes Wiener 
Tſchechentum noch aus der Seit des Habsburger-Neiches. Es ift gut 
organiſiert, unterhält politiſche Verbindungen namentlich zu marxiſtiſchen 
Kreiſen und beſitzt eine eigene Preſſe. Über eigene tſchechiſche Blätter 


rerfjagen Kuck, dine Rische elgvigen in, vertinde rte, aude rev., 
europäiſchen Ländern. 


Eine Überſicht über die auslandstſchechiſche Preſſe in Europa hat 
kürzlich das nationaldemokratiſche Blatt „Narodui Liſty Vedernik“ 
veröffentlicht. Demnach erſcheinen in Öjterreich folgende tſchechiſche 
Blätter: fünfmal wöchentlich erſcheinen die „Videnſke Noviny 
(Wiener Seitung)“, viermal wöchentlich erſcheint der „Viden]ky 
Denik (Wiener Tageblatt)“ und zweimal wöchentlich das Organ der 
tſchechiſchen Vereine „Videnſey Veſtnik (Wiener Anzeiger)“. 
Einmal wöchentlich erſcheint das Blatt der tſchechiſchen Katholiken 
in Wien „Praoda“ (Die Wahrheit)“, einmal monatlich das Organ 
des tſchechiſchen Schneidermeijterverbandes „Krejkonfke Nopviny 
(Schneiderzeitung)“. Gleichfalls monatlich erſcheinen der „Veſtnik 
cefkoflovenjke obchodni komory ve Vidni (Anzeiger 
der tſchechoſlowakiſchen Handelskammer in Wien)“, ſowie drei Tourijten- 
anzeiger: das Organ der tſchechiſchen Couriſtengemeinde „Tur iſtick y 
Obzor (Couriſtenrundſchau)“, das Organ des tſchechiſchen Touriſten— 


klubs „Curiſtickg Veſtnik“ (Couriſtenamzeiger)“ und das Organ 
des tſchechiſchen Tourijtenvereins „Curiſtickg Rozhled (Couriſten- 
rebue)“. Weiter gibt es in Wien zwei religiöje Seitſchriften: das den 
Intereſſen der tichechoflowakiſchen Katholiken gewidmete Monatsblatt 
„Raj (Paradies)“ und der „Beſtnik fl. evangeliku v 
Naboufku (Anzeiger der tjchechojlowakifchen Kvangelifchen in 
Osterreich“. Endlich erſcheinen in Wien noch zwei Neduen. Viermal 
jährlich erſcheint die vom Komenjky-Verein herausgegebene Revue 
„Dunaj (Donau)“ und das Organ der akademiſchen Jugend, die Ne- 
vue „Nara; (Anſtoß)“. Sehnmal jährlich erscheint dann die der 
tſchechiſchen Jugend in Sſterreich gewidmete Kinderzeitſchrift „Ute cha 
(Cröſtung)“. Demnach gibt es 14 tſchechiſche Blätter in Öfterreich, die 
jämtlich in Wien herausgegeben werden. 

An zweiter Stelle werden in dem genannten Artikel die Blätter 
der Cſechen in Südſlawien genannt. Das Organ des Tfchecho- 
"nowäkifpen Wervanoes in Weigrdo an oas Wothehblart „Jug o“ 

ſaviſti Ceboflovaci (Die jugoflowiſchen Cſchechoflowaken)“, 
das in Daruvar erſcheint. Das zweite Wochenblatt iſt das in Petrovac 
erſcheinende Blatt „Narodna Jednota (Volksgemeinde)“. Außer- 
dem erfcheinen drei Monatsblätter: „Nas Sivot (Unſer Leben)“ 
in Petrovac, weiter das ausſchließlich über religiöſe Dinge ſchreibende 
Blatt „Evanjelicky Hlasnik (Evangelischer Herold)“ in Stara 
1 die ausſchließlich religiöfe Seitſchrift „Nadej Hoffnung)“ 
in ac. 

In Frankreich gibt es zwei landsmannſchaftliche Blätter, die 
beide zweimal monatlich erscheinen. Es ſind dies das „Cefkoſlo- 
venfka Pari; (Das Hchechoflowakiſche Paris)“ und der gleichfalls 
in Paris erſcheinende „Sloven)ky Hlas Glowakiſche Stimme)“. 

Die tJıhechifche Volksgruppe in Polen, die im Gegenſatz zu den 
meiſten übrigen auslandstſchechiſchen Gruppen nicht ſtädtiſchen Charakter 
trägt, ſondern — vor allem in Wolhynien — altes bäuerliches Rolonijten- 
tum darſtellt, unterhält zwei Seitſchriften: den wöchentlich in Koafilow 
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in Wolhynien erſcheinenden „Hlas Bolyne (Stimme Wolhyniens)“ 
und den einmal monatlich in Prag erſcheinenden „Nas Buditel 
(Unſer Erwecker)“, der für die im polniſchen Grenzgebiet wohnenden 
Cſchechen beſtimmt iſt. | 
lich in Bekeſcaba die Seitſchrift „Slovenſkarodina (Slowakische 
Familie)“. Ebendort erſcheint der „Cvanjelichy Hlasnik (Evan- 
geliſcher Herold)“. Außerdem erſcheint in Budapeſt das flowakiſch ge- 
Tchriebene ungariſche RNegierungsblatt „Slovenfſke Nooviny 
(Slowakiſche Seitung)“. 

über die in Deutſchland angeblich vorhandenen Cſchechen 
ſchreibt das erwähnte Blatt, daß die in Berlin erſcheinende Zeitjchrift 
„Sahranieni Cechoflovak (Der ausländische Cſchechoflowake)“ 
wegen finanzieller Schwierigkeiten Ende 1933 eingegangen iſt. Die Her- 
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In Ungarn erſcheint ſeit 1934 zebnmal jãhr- 
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ausgeber hätten ſich jedoch mit dem Ausländiſchen Inſtitut in Prag 
dahin geeinigt, daß fie den in der Cſchechei erſcheinenden „Krajan 
(Der Landsmann)“, in dem ihnen eine beſondere Rubrik eingeräumt 
worden ift, als ihr Organ betrachten. 


Die Kolonie in der Schwei; gab ſeit 1920 ein Monatsblatt 
„Veſtnik Seſkoſlovenfke kolonie ve Soycarfku (An- 
zeiger der tſchechoflowakiſchen Kolonie in der Schweiz)“ heraus, das 
Anfang 1934 in Form und Inhalt erweitert wurde und jetzt den Namen 
„Cechoſlovak (Der Tfrhechoflowake)* trägt. Die übrigen techecho⸗ 
lowakiſchen Kolonien in Europa haben keine eigene Seitſchrift. Die 
Kolonie in RNumänſen gab früher die Geitſchrift „Slovenfky Tuzden⸗ 
nik (Slowakiſches Wochenblatt)“ heraus, die 1932 wegen finanzieller 
Schwierigkeiten einging. 


Der polniſche 


In intereffanter Weiſe ſetzte ſich im „Kurjer Poranny“ der bekannte 
Publiziſt der jungen polniſchen Generation K. Sokolomwfki mit der 
Stage des Arbeitsdienſtes auseinander. Nachdem er zunächjt die Ziele 
und Methoden des deutſchen Arbeitsdienſtes kurz (und nicht immer 
richtig) charakterifiert hat, fährt er fort: 

„Es unterliegt wohl keinem Sweifel, daß auch in Polen der Srund- 
ſatz der Arbeitslager eine tiefe Begründung hat. Die große Anzahl 
der unbefriedigten primitioften Inveſtitionsbedürfniſſe, das Heran- 
wachſen der jungen Menſchen, die beſchäftigt jein wollen, ſchließlich 
das im Volk eingewurzelte paſſide Warten auf fremde Hilfe von 
außen her — all das ſpricht für das Nachahmen des deutſchen Expe— 
riments. Es ſind aber auch Argumente, die dagegen ſprechen: 

1. Da wir die allgemeine Dienſtpflicht in Polen haben, brauchten 
die Jugendlager bei uns nicht als Kaſerne zu gelten. 

2. Wir ſind nicht das Volk, das ſo fähig wäre, den Individualismus 
eu blinden Geborfam und dem ſog. Allgemeinwohl unterzu- 
ordnen. 

3. Wir gehen nicht in Richtung der RNeagrariſierung des Landes, 
ſondern im Gegenteil, der Induſtrialiſierung. 

4. Wir haben und werden nicht die rieſigen finanziellen Mittel zur 
Verfügung haben wie die Deutfchen. 

5. Das Siel unſerer politiſchen Verfaſſung iſt nicht wie in Deutſch- 
land die Gleichſchaltung“.“ 


Pleß unter Zwangsverwaltung. 


Der ſeit langem vorbereitete Schlag gegen den Prinzen von Pleß 
ift nunmehr am 27. Auguſt erfolgt. Der Delegierte des Generalſtaats- 
anwalts in Kattowitz hat bei den fünf Landgerichten Kattowitz, Pleß, 
Nicolai, Sohrau und Myslowitz, in deren Amtsbereich die fürft- 
lich Pleßſchen Beſitzungen gelegen ſind, den Antrag auf Ver- 
hängung der gerichtlichen Swangs verwaltung 
über alle Pleßſchen Beſitzungen geſtellt. Diefem 
Antrag iſt inzwiſchen bereits ſtattgegeben worden. Es handelt ſich 
um 67 verſchiedene landwirtſchaftliche, forſtliche 
und Induſtriebetriebe, die heute einen Marktwert von 
500 Millionen Reichsmark repräſentieren. Im einzelnen Jollen unter 
Swangsverwaltung 30 000 Hektar Wald, 12000 Hektar 
Ackerboden, mehrere Sägewerke und Siegeleien, 
zehn große Kohlengruben und die große Brauerei 
in Cichau kommen. In allen dieſen Betrieben ſind auch heute 
noch, trotz der fortſchreitenden Poloniſierung, mehrere Cauſend 
deutſche Beamte und Arbeiter beſchäftigt, deren 
wirtſchaftliche Zukunft durch dieſes polniſche Vorgehen aufs ſchwerſte 
bedroht if. Der Antrag wird von dem Delegierten des General- 
ſtaatsanwalts damit begründet, daß die in der letzten Seit ftatt- 
gefundenen Swangsverſteigerungen nur einen Minimalerfolg aufzu- 
weiſen hatten. Die Sinanzbehörden würden niemals die Möglichkeit 
haben, auf dieſem Wege die Steuerrückſtände, die zuſammen mit den 
Vorjugszinſen etwa 11 Millionen Zloty betragen, beizutreiben. Es 
verbleibe ſomit nur der Weg der Swangsverwaltung. 


Der Steuerſtreit des Prinzen von Pleß mit dem polniſchen Fiskus 
tritt damit in ſein letztes ſchärfſtes Stadium ein. Der Prinz hat 
wiederholt den ernſten Willen zu erkennen gegeben, mit dem Fiskus 
einen Ausgleich zu treffen. Eine Steuerſumme von 11 Millionen 
Zloty iſt er allerdings nicht in der Lage, zu zahlen, und es wird auch 
keinem Swangsverwalter gelingen, einen nur annähernd jo hohen 
Betrag herauszuwirtſchaften und ihn für den Staat ſicherzuſtellen. 
Die ſchwere Wirtſchaftskriſe iſt an keinem Großbetrieb ſpurlos vor- 
übergegangen. Die Steuerrückſtände faſt fämtlicher 
Sroßbetriebe Polens betragen heute etwa das Doppelte 
einer Jahresabſchreibung, und die Geſamtrückſtände an direkten 
Steuern überſchreiten das Doppelte des im Haus- 
haltsvoranſchlag für das laufende Rechnungsjahr 
vorgeſehenen Betrag. Der Prinz von Pleß iſt ao nicht 
der einzige Steuerſchuldner des Staates. Wenn die Behörden gegen 
alle Steuerſchuldner in gleicher Weiſe vorgehen wollten wie gegen 
den Prinzen von Pleß, dann gäbe es morgen in Polen keinen ein- 
zigen privaten Wirtſchaftsgroßbetrieb mehr; denn dann müßte der 
Staat über alle die Swangsverwaltung verhängen. 


Arbeitsdienſt. 


Sokolowski will im Arbeitsdienſt nur die erſte Etappe ſehen, die 
notwendig iſt, um die polniſche Jugend auf die neuen, ſie erwartenden 
Aufgaben vorzubereiten. (Als ſolche Aufgaben bezeichnet er die wirt- 
ſchaftliche Hebung der polniſchen Oftgebiete, die Steigerung des 
Konſums in den Dörfern, die Beſchaffung von Arbeitsplätzen für 
400 ooo ſtädtiſche und 1% Millionen ländliche Arbeitsloſe.) Die zweite 
Stappe ſieht er in Verbänden, die der älteren Jugend eine fach- 
männiſche Ausbildung gewähren. „In kleinen, ausgewählten Kreiſen 
könnten ſie ihre Tätigkeit mit Verbeſſerungen an Häuſern, Wohnungen, 
täglichen Gebrauchsartikeln beginnen, dann zu kleinen Handwerks- 
ſtätten übergehen (Produktion von Kleidung, Wirtſchaftsgeräten) 
und ſchließlich mit der Schulung von Fachleuten auf ſpeziellen Gebieten, 
wie 3. B. Kürſchnerhandwerk, Konſervenfabrikation, Seideninduſtrie ufm., 
enden. Hierbei wäre für kleine, aber das GHeſamtwohl betreffende 
Arbeiten Möglichkeit gegeben (Inſtandſetzung des Bodens, Anlage 
von Gärten uſw.). Es wäre dies bei der Wahrung der Gemein- 
ſchaftsform ein nach Handelsgrundſätzen ſelbſtändiger Bau (J. B. 
Arbeitsgenoſſenſchaften). Die Schulung dieſer jungen Leute müßte in 
privaten und öffentlichen Induſtrie- und Handelsanſtalten ſtattfinden. 
Lehrplatz wären Genoſſenſchaften und Selbſtverwaltungen — unter 
einer Bedingung jedoch, daß nämlich dieſe jungen Leute nicht mit dem 
Arbeiter und der Landesware konkurrieren und auch keine Bezahlung 
von dem ſie ſchulenden Unternehmen erhalten.“ 


Danzig als Abnehmer polniſcher Waren. 


In dem „Übereinkommen über den Danzig- polni- 
ſchen Verkehr mit Erzeugniſſen der Landwirt- 
ſchaft, des Gartenbaues und der Fiſcherei“ ver- 
pflichtet ſich Danzig, Polen beſtimmte Warenmengen jährlich abzu- 
nehmen. Erſtmalig iſt jetzt die Lifte dieſer Mindeſtmengen, 
die Polen an Danzig liefern Joll, für die Seit vom 1. Auguſt 1934 
bis zum 31. Juli 1935 aufgeftellt worden, die beweiſt, welch 
bedeutender Abnehmer landwirtſchaftlicher Produkte das kleine Danzig 
für das große Polen iſt. Es handelt ſich u. a. um folgende Mengen 


jährlich: 5 
8 Millionen Liter Milch, 2,2 Millionen Pfund Butter, oo 000 
4% Millionen Eier, 400 o00 Gentner Kartoffeln; 


Pfund Schmalz, 
ö 55 Pferde, und zwar 10 Sucht- und 290 Nutz- ſowie 600 Schlacht- 
pferde; 

3100 Ninder, und zwar 10 Sucht- und 9 Nutzrinder, ſodann als 
Schlachtvieh 2500 Ninder lebend bis 520 kg Durchſchnittsgewicht und 
500 Ninder in ausgeſchlachtetem Zuftand bis 300 kg Durchſchnitts- 
gewicht. Wollte man das Schlachtvieh umrechnen in Pfund, dann 
wären das rund 3 Millionen Pfund Nindfleiſch. u 

41 250 Schweine; außer Bacon-Schweinen im Durchſchnittsgewicht 
bis 120 kg, 2500 ausgeſchlachtete Schweine bis 100 kg, ſoweit die 
Sahl der aus Polen bezogenen, in Damig geſchlachteten und aus- 
geführten Bacon-Schweine 30000 Stück jährlich nicht überſteigt. 
Darüber hinaus werden 25 kg je Stück auf die Menge von 2500 Stück 
angerechnet. . 

3000 Kälber, 2000 lebend bis 7o kg und 1000 ausgeſchlachtet bis 


60 kg. 

11000 Schafe, davon 1000 in ausgeſchlachtetem Suſtand bis 
50 dee Durchſchnittsgewicht, ſonſtiges Sleiſch, friſch und zubereitet, 
50 kg, und 


% Million Pfund Leber. 70009 geſchlachtete Sänſe, Enten und 
Puten, gerupft, 2000 geſchlachtete Hühner, gerupft, 1000 lebende 
Sänfe, Enten und Küken bis zu 14 Tagen. 

Süßwaſſerfiſche in Doppelzentner: Hechte 40, Zander 150, Schleie 
25, Karpfen 375, Barſe 25, ſonſtige Süßwaſſerfiſche 35, Krebſe 150. 

Seefiſche in Doppelzentner: Flundern 1500, Oſttſeeheringe (Ström- 
linge) 1250, Dorſche 1750, Neunaugen 100, Quappen 750. 

An Futtermitteln ſchließlich: je 5000 dz Heu und Stroh 
50 dz Härkfel. 

Wenn die polniſchen Landwirte infolge der Kontingentierung viel- 
leicht mengenmäßig auch weniger abſetzen als vorher, jo werden fie 
doch, weil ihnen als Erlös ein höherer Damiger Marktpreis ju- 
geſichert wurde, wertmäßig bei geringeren Lieferungen 
höhere Einnahmen haben und zugleich wird der Danziger 
Landwirtſchaft der erſehnte Preisſchutz zuteil. 


und 
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Innerpolitiſche Sorgen in Eftland. 


Am 12. März dieſes Jahres hatte der eſtländiſche Miniſterpräſident 
Päts für fein Land durch einen Staatsſtreich den Übergang zur 
autoritären Staatsführung vollzogen und das Parlament 
ausgeſchaltet, gleichzeitig aber die eſtniſche Erneuerungs- 
bewegung durch die Vollzugsorgane des Staates aufgelöſt und 
als ſtaats feindlich unterdrückt. Die in breiter Maſſenfront 
in hoffnungsvollſtem Vormarſch befindliche Bewegung der Freiheits- 
kämpfer wurde durch dieſes Vorgehen um die Früchte ihres Volks- 
abſtimmungsſieges vom Oktober 1933 gebracht. Die 
Tat des Miniſterpräſidenten Päts gelang dank tatkräftiger Unter- 
ſtützung durch Wehrmacht und Polizei. An feine Seite trat als zweiter 
und wohl tatfärhlicher Diktator Eſtlands der neuernannte Oberbefehls- 
haber der Wehrmacht General Laidoner. Vor dem Volle wurde 
der Staatsſtreich mit der Notwendigkeit begründet, dem gefährlichen 
und ſtaatszerrüttenden Treiben der angeblich mit kommuniſtiſchen Ele- 
menten durchſetzten Freiheitskämpfer ein Ziel zu ſetzen, um die demo- 
kratiſche Staatsform zu retten, die dem eſtniſchen Volke einzig und allein 
artgemäß ſei. Sur Durchführung des Staatsſtreiches wurde über das 
Land auf die Dauer von ſechs Monaten der Ausnahmejuſtand verhängt 
und die vollziehende Gewalt dem militäriſchen Befehlshaber übertragen. 
Die in der Oktoberverfaſſung vorgeſehenen Neuwahlen fanden nicht 
jtatt, da fie, wie die Regierung erklärte, angeſichts der durch gemilfen- 
loſe Demagogie verhetzten Maſſen ohnehin kein ungetrübtes Bild des 
Volleswillens ergeben hätten. In den erſten Monaten des neuen Regi- 
ments waren und blieben gleichwie geartete Meinungskämpfe über 
innerpolitiſche Dinge vollkommen unterbunden, zumal die geſamte frei- 
heitskämpferiſch eingeſtellte Preſſe ausgeſchaltet, die übrigen Zeitungen 
aber jamt und ſonders einer Vorzenſur unterworfen waren. 

Je mehr man ſich indelſen dem Ende des Ausnahmezuſtandes 
näherte, deſto mehr begann naturgemäß die Frage die Gemüter zu 
erregen, was nach dem 12. September werden ſolle. Erſt vereinzelt, dann 
in immer vollerem Chore begann die Preſſe die Frage der künf- 
tigen Grundlagen des Staatslebens zu erörtern. Die 
Regierung Päts-Laidoner hat diefe Diskufjion bisher zugelaſſen, ihrer- 
jeits jedoch in keiner Weiſe eine amtliche Stellungnahme dazu verlaut⸗ 
bart. Es wird im Lande allgemein angenommen, daß die Regierung 
keineswegs gewillt ſei, die im Oktober-Volksentjcheid mit überwälti- 
gender Mehrheit angenommene Verfaſſung nunmehr durchzuführen und 
nach dem 12. September etwa Staatspräſidenten- und Parlaments- 
neuwahlen auszuſchreiben. Man glaubt vielmehr, daß der Aus- 
nabmezuftand mindeſtens um weitere drei Monate 
verlängert werden wird, um in der bisherigen Weiſe weiter- 
zuregieren, ohne an das Volk appellieren zu müſſen. Gründe für eine 
Jolche Politik werden Jich ſicherlich ohne weiteres finden laſſen. Vielleicht 
wird die Negierung erklären, daß die als Vorausſetzung für die Auf- 
hebung des Ausnahmezuſtandes hingeſtellte Beruhigung der aufgeregten 
Volksſeele noch nicht in ausreichendem Maße eingetreten ſei, obwohl 
bleierne Nuhe über dem ganzen Lande lagert, vielleicht wird auch die 
befonders in letzter Seit wieder aufgelebte Aktivität der 
eſtniſchen Kommuniſten als Grund herhalten müſſen. Intereſſant 
iſt, daß die Sozialdemokratie Eſtlands zu den eifrigſten 
Befürwortern eines verlängerten Ausnahmezuſtandes gehört. Die eſt⸗ 
niſchen Jünger der Sweiten Internationale ſcheinen nicht ohne Grund 
zu fürchten, bei Wiederaufleben des politiſchen Kampfes würde ſich die 
Catſache nicht länger verbergen laſſen, daß die Sozialiſtiſche Arbeiter- 
partei Eſtlands einen Führerklüngel ohne jede Gefolgſchaft darſtellt. 

Auf die verſtärkte Tätigkeit der Kommuniſten deutet die der 
eſtländiſchen Staatspolizei vor kurzem gelungene Aushebung eines 
bolſchewiſtiſchen Spionage- und Verſchwörerneſtes in Dorpat und die 
ſtark ins Kraut geſchoſſene Flugblätterpropaganda im ganzen Lande. 
Daß es ſich in der Hauptſache hierbei um die Arbeit Moskauer 
Sendlinge handelt und weniger um eine eigenſtändige politifche 
Unterwelt, verfteht ſich am Nande. Dieſer Umſtand regt das Nevaler 
Blatt „Vaba Maa“ dazu an, Erörterungen anzuſtellen, wie denn eigent- 
lich die jüngſten zahlreichen Kommuniſtenverhaftungen und die zahlreich 
beſchlagnahmten, giftſtrotzenden Serſetzungsſchriften zur Nolle des 
Sriedensengels ſtimmten, in der ſich die Moskauer Gewalthaber in der 
letzten Zeit gefielen. In dieſem Zuſammenhange dürfe keineswegs un- 
erwähnt bleiben, Jo fährt die eſtniſche Zeitung fort, daß das amtliche 
Moskau ſich bemüßigt fühle, den bejonderen Schutzengel der baltiſchen 
Randftaaten zu Spielen, während ſeine Sendboten nichts ungetan ließen, 
um die Lebensgrundlagen dieſer ſelben Nandſtagten zu unterwühlen. 
Man könne von Stalin und den Seinen wahrhaftig ſagen, die linke 
Hand wiffe nicht mehr, was die rechte tue. Man täte 
gut, angeſichts des Moskauer Oftpaktangebotes an das trojaniſche 
Pferd zu denken. Auch ein anderes eſtniſches Preſſeorgan, das in Reval 
beheimatete „Vaba Söna“, nimmt ebenfalls Anlaß, ſich mit dem öftlichen 
Nachbar zu beſchäftigen. Es ift nämlich im „Journal de Moscou“, 
einem in franzöſiſcher Sprache in Moskau erſcheinenden Propaganda- 
organ des Außenkommiſſariats, neulich ein aus ruſſiſcher Seder jtam- 
mender Artikel erſchienen, der ſich in einer Art mit baltiſchen Verhält- 
niffen auseinanderfetzt, die dem „Vaba Söna“ Keineswegs ju gefallen 
ſcheint. Der bolſchewiſtiſche Zeitungsſchreiber hält es für angebracht, 
die Randftaatenvölker an die Bedrückung zu erinnern, die fie durch 
die Deutfchen in ihrer geſchichtlichen Vergangenheit angeblich erlitten 
hätten, um mit warnend erhobenem Zeigefinger binzuzuſetzen, die deutſche 
Gefahr für dieſe Länder gehöre keineswegs nur vergangenen Seiten an, 


ſondern wäre heute vielleicht drohender als je zuvor. Der deutſche 
„Drang nach Oſten“, deſſen Vorhandenſein jedem Kind bekannt wäre, 
ſei um fo gefährlicher, inſonderheit für Eftland, als er innerhalb des 
eſtniſchen Volkes ſelbſt einen nicht zu unterſchätzenden Bundesgenoſſen 
gefunden habe. Gemeint ift die eſtniſche Freiheitskämpferbewegung, die 
nach Auffaffung des amtlichen Moskauer Blattes nicht nur ein faſchiſti⸗ 
ches Eſtland anftrebt, ſondern auch den Anſchluß Ejtlands an das 
Deutſche Reich. Das „Vaba Söna“ bezeichnet die den Freiheitskämpfern 
unterstellte Abſicht, Eſtland an das Reich anzugliedern, als groteske 
Entftellung, wie man ſie wohl in den Spalten der amerikaniſchen 
Senſationspreſſe zu finden erwarte, nicht aber in einem offiziellen Organ 
des Moskauer Auswärtigen Amtes. Das Nevaler Blatt fragt ſich mit 
Recht, welchen Zweck ſolche Auslaſſungen verfolgen könnten. Daß man 
in Moskau ſich in die Nolle des uneigennützigen Beſchützers der eit- 
ländiſchen Freiheit vor deutſchen Raubgelüſten Jo hineingeſchauſpielert 
habe, daß man bald ſelbſt an die Aufrichtigkeit feines Wollens glauben 
werde, erkläre wohl den Biedermannston gönnerhafter Anteilnahme am 
außenpolitiſchen Geſchick Estlands, doch weshalb der Hinweis auf die 
Freiheitskämpfer? Sollte hier nicht am Ende die europäifche öffentlich- 
keit ſacht und rechtzeitig darauf vorbereitet werden, daß es unter Um- 
jtänden einmal notwendig werden könnte, im „Intereſſe des Friedens“ 
in Eſtland zu intervenieren, um das wahre, eigentliche Eſtland gegen 
jeine eigenen entarteten Söhne, die Freiheitskämpfer, in Schutz zu 
nehmen und der deutschen Ausbreitung nach Often eine Schranke zu 
ſetzen? Wenn wir auch nicht vorausſetzen können, fo ſchließt das Nevaler 
Blatt ſeine nachdenklichen Betrachtungen, daß man ſich in Moskau 
wirklich mit ſolchen doch wohl reichlich weitgehenden Gedanken trägt, 
jo verdient doch feſtgeſtellt zu werden, daß eine derartig angeſetzte 
Propaganda mancherorts in diefem Sinne verſtanden werden wird. 
Die unausgeſprochen gebliebene Vorausſetzung ſowohl für die Aus- 
führungen des Moskauer Blattes als auch für die Nevaler Kritik iſt 
das Vorhandenſein einer im weſentlichen ungebrochenen und innerlich 
noch immer ſtarken und aktionsfähigen Erneuerungsbewegung im ejt- 
niſchen Volke, die trotz Verbot nicht tot iſt. Ob dieſe Vorausſetzung 
zutrifft, wird ſich, wenn nicht ſchon eher, ſo jedenfalls ſpäteſtens dann 
zeigen, wenn der erſte Verſuch gemacht wird, aus dem heutigen inner- 
politiſchen Schwebezuſtand in eine dauernde Nuhelage ju gelangen. Die 
künftigen innerpolitiſchen Fronten des Landes beginnen 
ſich bereits jetzt klar abzuzeichnen. Da ijt zunächſt einmal die Schar 
derjenigen, die es bis zum heutigen Cage noch nicht eingeſehen haben, 
daß die Parlamentsdemokratie auch für das eſtniſche Volk zu einem 
Begriff ohne weſenhaften Inhalt geworden iſt. Die ehemaligen Nutz⸗ 
nießer eines morſch gewordenen Syſtems erſehnen nichts heißer, als 
die Nückkehr vergangener Seiten mit ihrer Verquickung von Politik 
und Geſchäft, Abgeordnetendiäten, fetten politiſchen Pfründen und 
bequemer Verantwortungsloſigkeit. Dieſe Kreiſe, die Führerſchicht der 
alten parlamentariſchen Parteien und ihre Gefolgſchaftsreſte, wollen in 
den Märzereigniſſen nichts als einen notwendigen Eingriff der auf der 
Wacht der Demokratie ſtehenden Staatsleitung ſehen, um die gute, alte 
Seit zu retten. Nach einer möglichſt kurz zu bemeſſenden Übergangszeit 
ſoll, wie dieſe unbelehrbaren Geiſter meinen, eine Wiederherſtellung der 
alten, in ihren weſentlichen Grundlagen angeblich noch völlig unerfchütter- 
ten politiſchen Ordnung erfolgen. Uneins iſt man Jich in dieſem Lager 
nur über eine Frage, nämlich ob jetzt ſchon der Seitpunkt gekommen 
ſei, um das Steuerruder wieder energiſch nach rückwärts herumzuwerfen, 
oder ob man noch abwarten ſolle. Die Mehrheit des Volkes hat in- 
deſſen mit dieſen Anhängern des Alten nichts mehr gemein. Dieſem 
nüchternen und klarblickenden Volk ſcheint eine Nückkehr zu politiſchen 
Suftänden ausgeſchloſſen zu ſein, die durch den Oktober⸗Volksentſcheid 
eine nahezu einmütige Verurteilung der Wähler gefunden haben. Inner- 
halb der Bauernpartei des Bundes der Landwirte ift die Frage auf- 
geworfen worden, ob man nicht dazu ſchreiten ſolle, nach italieniſchem 
Vorbilde in Eſtland eine Korporative Staatsordnung aufzurichten, wobei 
den Organen dieſer neuen Ordnung nicht etwa nur wirtſchaftliche 
Funktionen, jondern auch politiſche juzuweiſen wären. In der Preſſe 
findet eine lebhafte Diskuſſion über dieſe Frage ſtatt, doch iſt man bis 
zur Stunde über theoretiſche Erörterungen nicht hinausgelangt, zumal 
die maßgebenden Negierungsſtellen mit ihrer Stellungnahme zurück- 
halten. Nach einigen Monaten völliger innerpolitiſcher Erjtarrung 
ſcheinen die Ereignijfe nunmehr wieder in Fluß zu kommen. Welches 
Antlitz das künftige Sſtland jedoch tragen wird, hängt ſicherlich nicht 
zuletzt davon ab, ob es der zeitweilig zur Untätigkeit gezwungenen 
Erneuerungsbewegung der Freiheitskämpfer noch einmal gelingen wird, 
den erlittenen Nückſchlag zu überwinden und zu neuer Aktivität über- 
zugehen. In der Nevaler Preffe leſen wir, daß die gerichtliche Vor- 
unterſuchung gegen die Führer der Bewegung nunmehr abgeſchloſſen iſt 
und demnächſt der Prozeß beginnen wird. Auf der Anklagebank werden 
über 100 Freiheitskämpfer ſitzen, denen Hoch- und Staatsverrat zum 
Vorwurf gemacht wird. Das letzte Wort in diefer Sache wird aber 
nicht der Strafrichter ſprechen, Jondern das eſtniſche Volk. Abs. 


eau 
Not und Elend Jind unentbehrliche Elemente in der Weltordnung, 
was wäre aus der menſchlichen Geſellſchaft geworden, wenn ſie der 


harte Swang nicht zum Denken und Handeln antriebel 
H. von Moltke. 
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Ferien im Hochwald⸗Lauſche⸗Gau. 


Es iſt gar nicht notwendig, vom „Deutſchen Sotthard“ zu 
ſprechen, wenn man das Sittauer Gebirge meint; denn die 
Seiten Jind vorüber, da man die Schönheiten des eigenen Vater— 
landes nur im Vergleich mit den Reizen der Fremde wertete und 
dabei das Beſte vergaß: das Einmalige und daher Unvergleichliche 
der Heimat. Und wie es auf der Welt nur die eine alte Paßſtraße 
auf dem Kamm von Oſtſachſens grünem Grenzwall gibt, auf der einſt 
Cillus wilde Horden und die Huſſiten gegen deutſches Kulturland 
heranſtürmten, ſo gibt es auch nur einmal dieſes Hochgebirge im 
Kleinformat, das ſich um das Jugendland der Spree, der Görlitzer 
Neiße und der Schwarzen Elſter Jpannt. 

Wer in kurzer Fahrt von Görlitz, Bautzen oder Dresden in das 
taufendjährige Sittau kommt, die Stadt der Gärten und Brunnen, 
die eine der größten deutſchen Städte in unmittelbarer Nähe der 
Reichsgrenze (2 km) iſt, befindet ſich ſchon mittendrin im trachten— 
bunten Bergland der Wenden. Er hat im Lauſitzer Gebirge den 
Bieleboh 509 m) und den Czorneboh 654 m), den weißen 
und den ſchwarzen Gott der Wenden, ſich drohend gegenüberſtehen 
geſehen und erlebt nun im Süden des Grenzlandwinkels, im Hochwald— 
Lauſche-Gau, die köſtlich abwechſlungsreiche Pracht des Sittauer 
Gebirges. Als Felſenkrone der Oberlauſitz bildet dieſes Durchein— 
ander von zerklüfteten Sandſteinfelſen und bochragenden Sacken 
vulkaniſchen Geſteins eine ganz groteske und pittoreske Kletter- und 
Wonderwelt, die in der faſt 80 m hohen Lauſche und im Hoch- 
waldgipfel (749 m) ihre größten Erhebungen hat. Die tſchechiſche 
Grenze geht über den Kamm und durch die Gipfelhäuſer da droben; 


der Blick grüßte die Sudetendeutſchen jenjeits und das Böhmiſche 
Mittelgebirge, er ſchweift diesſeits bis zur Landeskrone bei Görlitz 
und zur Schneekoppe im Rieſengebirge und gleitet hinab zum Kleinod 
Sachſens, dem ſagenumwobenen Oubin. Dieſer bienenkorbförmige 
Sandſteinfelſen mit den wohlerhaltenen Nuinen einer Kaiſerpfals, 
einer Ritterburg und eines Cöleſtinerkloſters und dem lieblichen Kur— 
ort Oubin mit Hain iſt ebenſo ſehenswert wie die idulliſche 
Selſeuſtadt Fohnsdorf mit den als Naturſchutzgebiet erklärten 
Mühlſteinbrüchen und den Nonnenfelſen. Auch die waldumkränzte 
Sommer- wie Winterfriſche Waltersdorf am Suße der Lauſche 
iſt als Standquartier für Wanderungen nach allen Seiten des Gebirges 
ein köſtlicher Platz und beſonders beliebt durch die Nähe des neuen 
1 in Sroßſchönau, das ein 20009 qm großes Badebecken 
beſitzt. 

All dieſe Orte bieten äußerſt billige und gute Serienaufenthalte, 
und eine gaſtfreundliche Bevölkerung erwartet dankbar den Belucher, 
der ihm hilft, auf vorgeſchobenem Poſten im wirtſchaftlichen und 
völkiſchen Grenzkampf durchzuhalten. Der Beſuch auch dieſes Teils 
des chönen Landes Sachſen it Pflicht und Lohn zugleich. Er wird 
beſonders erleichtert durch die achttägigen Grenzlandfahrten, die das 
Mitteleuropäiſche Neiſebüro ins Sittauer Gebirge veranftaltet, und 
durch Pauſchalaufenthalte, die in Waltersdorf, Johnsdorf, 
Oubin und Hain geboten werden. 

Wer einen ſchönen Spätſommer, einen beglückenden Herbſt erleben 
will, vergeſſe nicht das Bergland im Hochwald-Lauͤſche-Sau in 
Sachſens Grenzmark! Der. A. L. von Schellwit-Ülten. 


Breslau — ein deutſches Stadtbild. 


Schleſien, die natürliche Sortfegung Süddeutſchlands nach dem Oſten, 
Sthlejien, das Kolonialland aller deutſchen Mutterſtämme, Schleſien, die 
Brücke und Pforte nach dem weiten Naum des Südoſtens, iſt ein Land 
von hundertfältigem, reichem Geſicht. So reich wie in ſeinen natürlichen 
Landſchaften, Jo vielgeftaltig in den Werken feiner deutſchen Kunſt— 
und Kulturdenkmäler und in jeinen Menſchen. Die gleiche große Fülle 
alles deſſen, was man mit deutſcher Kultur bezeichnet, tritt uns in der 
ehrwürdigen Landeshauptſtadt Breslau entgegen. Schon das Antlitz 
dieſer Stadt iſt überwältigend. Heute gilt wieder das Wort, das im 
15., 16. und 17. Jahrhundert über die Stadt Breslau geſagt wurde, 
daß ſie eine der größten, ſchönſten und prächtigſten des Deutjchen Reiches 
iſt. Der Wunſch des deutſchen Kunſthiſtorikers Wilhelm Pinder 
iſt erfüllt: „Der Bann, den Überheblichkeit auf dieſe reiche und ſchöne 
Stadt legte, die Stadt mit 17 alten Kirchen, gepreßt voll alter Kunſt, 
er iſt endlich gebrochen worden.“ Wer heute Breslau beſucht, der iſt 
überrajcht und überwältigt von dem Suſammenklang der großen und 
alten Kunſt mit der Fülle der Bauwerke der Eegenwart. Er iſt über- 
raſcht von dem Suſammenklang von Bauten und gepflegten Garten- 
anlagen. Die Werke von Menſchenhand und die lebendigen Schöpfungen 
der Natur, ſie ſind vereinigt wie in einem wohlgepflegten Garten. 
Breslau iſt der Hort der Gärten und die Pflegeſtätte deutſcher Kultur. 
Dort, wo die Stadt ihren Ursprung nahm, auf der Oderinſel, wo einſt 
die hölzerne Burg der Piaſtenherzoͤge ragte, wo heute die Türme des 
frühgotiſchen Domes und der zierlichen hochgotiſchen Kreuzkirche, der 
Turm der wuchtigen Sandkirche und des Auguſtinerſtiftes und der Uni— 
verſitätsbibliothek Jicb im Oderſtrom ſpiegeln, breitet ſich vor den Augen 
des Beſchauers eines der ſchönſten deutſchen Städte— 
bilder aus. Und wenn man am anderen Ufer des Stromes entlang— 
wandert, Jo wird man überraſcht durch die Sülle der großzügigen Bauten 
des Barocks. 

In den Schöpfungen der Kirche, dem eleganten Bau des ehemaligen 
Jeſuitenkollegs, der heutigen Univerſität, dem Matthiasgumnaſium, den 
Kloſterbauten von St. Vinzenz, dem heutigen Oberlandesgericht und in 
den vielen Barockkapellenanbauten an den alten gotiſchen Kirchen Jpürt 
man die alte große Kulturverbundenheit Breslaus 


mit der deutſchen Südoſtmark, dem alten Öjterreic. 
Schreitet man von den großen Kirchbezirken hinein in die mittel- 
alterliche Stadt, ſo ſteht man heute noch ſtaunend vor der großen 
Städteplanung der deutſchen Kolonialſtadt, die in ihren Plätzen und 
Straßen in den Ausmaßen feit 1250 völlig unverändert iſt und heute 
noch den Verkehr der Gegenwart meiſtert wie vor 700 Jahren. Dieſe 
Planmäßigkeit der Altſtadt Breslau iſt ein beſonderes Merkmal und 
erfüllt jeden, der aus anderen deutſchen Landesteilen die Stadt beſucht, 
mit immer neuer Bewunderung. Die alte Stadt iſt angefüllt mit den 
großen Bürgerkirchen des Mittelalters St. Maria- 
Magdalena, die doppeltürmige Kirche, in der die Armefünderglocke hängt, 
St. Eliſabeth, die einzigartige große Stadtkirche an der Ecke des Ringes, 
angefüllt mit den Kunjtfchäten vergangener Jahrhunderte, an denen die 
Reformation nichts veränderte, fie find die großen religiöſen Eckpfeiler 
der alten, reichen Stadt, in der frommer Bürgerſinn waltete. Breslaus 
Bürgerbauten, die hochgiebligen Wohn- und Kaufhäuſer des 16. und 
17. Jahrhunderts, geben den Straßen der Stadt und dem weiten Nina 
ihr beſonderes Gepräge. 

Die Krone aller Bürgerbauten aber iſt Breslaus Natbaus, 
jener gotiſche Profanbau des deutſchen Süd ojtens, der immer zufammen 
genannt werden muß mit dem andern großen Profanbau des deutſchen 
Nor doſtens, der Marienburg. Dort oben im Nordoſten der ſtrenge, 
geſchloſſene Bau und hier in Schleſiens Hauptſtadt der heitere, 
zierliche Prachtbau bürgerlichen Machtwillens und 
mittelalterlichen Bürgerſtolzes, der Bau, in dem die 
Heiterkeit Jüddeutfcher Gotik und die Freude am Schönen in jedem 
einzelnen Ceil ſchwingt. Und dann ſieht man in dieſer Stadt die Spuren 
eines neuen, ſtraffen und einfachen Geiſtes, die Spuren Preußens, 
deſſen großer König Schleſien an den deutſchen Norden ſchmiedete und 
dieſes Land zu einem Eckpfeiler Preußendeutſchlands nach Südoſten 
machte. In jener Seit entſtanden die vornehmen, ſchlichten Bauten des 
Karl Gotthard Langhaus. Ju jener Seit errichtete ein Meiſter feiner 
Schule das vornehme Haus, in dem heute der Fürſterzbiſchof reſidiert. 
Welch ein Suſammenklang: Deutſche Gotik, deutſcher Barock, 
preußiſcher Stil! Und zwiſchen all dieſen Baudenkmälern großer, ver— 


I eiuktpı Caifı fur Mutter und Kind! 
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gangener Stilperioden erheben ſich aus der Menge der nüchternen 
Häujerreiben, die auch Breslau wie jede deutſche Stadt umgürten, 
Monumentalbauten der Gegenwart, die der Stadt ein 
neues Gepräge geben, voll großer Sweckmäßigkeit und deshalb von 
neuer Schönheit. 

Diefes äußere Antlitz der Bauwerke wird umrahmt von den großen 
Grünanlagen, die einmal die alte innere Stadt an den Ufern des 
breiten Wallgrabens, des Stadtgrabens, wie er in Breslau genannt wird, 
umfäumen und das andere Mal die mit Vorgärten geſchmückten, breiten 
Straßen zieren, die hinausgehen nach dem Süden der Stadt zu einem 
großen Parkgelände, dem Südpark, und über die Oderbrücken nach 
dem anderen großen Parkgelände Scheitnig. Hier iſt eine Park⸗ 
anlage aus dem Garten des Fürſten Hohenlohe vom Ende des 18. Jahr- 
hunderts entjtanden, wie ſie ihresgleichen im deutschen Oſten nicht hat. 
Auf dem erweiterten Parkgelände wurde 1913 der große Bau geſchaffen, 
der der Auftakt zu einem neuen Bauwillen Breslaus war, die Jahr- 
hunderthalle, zum Gedächtnis an die Freiheitskriege. In ihrer 
Umgebung ſind Bauten und Gartenanlagen von großartigen Ausmaßen 
und erleſener Schönheit entſtanden. Die neuen Bauten der Aus- 
ſtellungshallen, die ſich um die Jahrhunderthalle gruppieren, 
machen Breslau zu einer idealen Ausſtellungs- und Cagungsſtadt. So 
iſt es denn zu verſtehen, daß Breslau ſeit Jahren die Stadt großer 
Tagungen geworden iſt, und daß jahraus, jahrein mannigfache Aus- 
ſtellungen der verſchiedenſten Art in Breslau abgehalten werden. Die 
Jahrhunderthalle, der Meſſehof, fallen je für ſich bis 20 odo Menſchen. 
Dazu Kommt das Ausſtellungsgebäude und die gewaltige Freifläche, die 
lich um dieſe Rieſenbauten ausdehnt. 

Seit mehr als 60 Jahren wird in Breslau der Landwirt- 
schaftliche Maſchinenmarkt, in den letzten Jahren zumeift 
verbunden mit anderen einſchlägigen Ausſtellungen, abgehalten, ein 
Großmarkt, der internationale Bedeutung beſitzt und der, nachdem die 
Handelsbeziehungen zwiſchen Deutſchland und Polen endlich geklärt find, 
nunmehr einen weiteren Ausbau erfahren ſoll. Breslau war immer, 
ſchon im frühen Mittelalter, die große Handelsſtadt, 
die ihr Geſicht nach dem Oſten gekehrt hat, und Jo ſoll 
es wieder werden. Über Breslau ging damals der Austauſch polniſcher 
und deutſcher Waren. Breslau treibt ſeit Jahrhunderten traditionell 
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den Handel mit dem Oſten. Dieſem Handel find auch die Ausftellungs- 
hallen gewidmet. Sie ſind mit Bedacht in den ſchönſten Teil Breslaus, 
in den Scheitniger Park, geſetzt worden. Sie haben in der Cerraſſe, 
die von der Jahrhunderthalle zu dem blumenumjäumten Teich herab- 
fteigt, in dem Säulengang, der 800 Meter lang ſich um diefen Ceich 
ſienn einen Abſchluß gefunden, wie man ſich ihn ſchöner nicht denken 
ann. 


Dicht neben dem Ausſtellungsgelände dehnt ſich der Soologiſche 
Harten aus, und nicht weit von der Jahrhunderthalle zieht ſich das 
Stadion hin, das mit ſeinen Sportanlagen der Schauplatz der letzten 
deutschen Kampfſpiele war. Für Körper und Geiſt ijt in der Landes- 
hauptſtadt Schleſiens reichlich geforgt. Die großen Bildungsſtätten, die 
Univerſität, das Oſteuropa-Inſtitut, die Cechniſche Hochſchule, die 
Meiſterwerkſtätten der Akademie, die vielseitig geſtalteten Handwerker⸗ 
und Kunſtgewerbeſchulen wie die vielen anderen Fachſchulen und auch 
die höheren Schulen bieten eine Fülle von Möglichkeiten der Erziehung 
und der Unterrichtung. Breslau verfügt über eine Städtiſche 
Oper, über zwei Schauſpielhäuſer und eine Operettenbühne. Die 
Schätze der Vergangenheit werden in vorbildlichen lebendigen Samm- 
lungen gebütet. Das Schleſiſche Muſeum der Bildenden Künſte, die 
großartige alte Gemäldegalerie und die Sammlung mittelalterlicher 
Plaſtik, das große ſchleſiſche Heimatmuſeum, das unter dem Namen 
„Schleſiſches Mufeum für Kunſtgewerbe und Altertümer“ ſtändig neue 
Ausſtellungen veranftaltet und feine ſchönen Schätze ſchleſiſcher Kultur 
immer wieder erweitert und erneuert, ſie gehören zu den Sehenswürdig⸗ 
keiten Breslaus, die nicht übergangen werden dürfen. Die Perle 
mufealer Schöpfung aber ift das Haus Friedrichs des Großen, 
das Königliche Schloß zu Breslau, das in Jeinen bijtorifchen Räumen 
aus der Seit ſeines Erbauers ebenfo erhalten iſt wie in den Räumen, 
in denen der „Aufruf an mein Volk“ unterzeichnet und das Eijerne 
Kreuz geſtiftet wurde. 


Breslau mit feinen Gotteshäuſern, feiner mittelalterlichen Altſtadt, 
dem Oderſtrom und ſeinen Armen, über die 22 Brücken führen, den 
Inſeln feiner Grünanlagen, den beiden großen Parkgeländen, iſt eine 
Pflegeſtätte und ein Garten deutſcher Kultur in feinem äußeren Geſicht 
ebenſo wie in ſeinem geiſtigen Leben. 


vornehme Verwandtſchaft. 


Ein altes polniſches Erbübel iſt es, mit vornehmen Verwandt⸗ 
ſchaften zu prahlen. Der vor einigen Jahren verſtorbene pol- 
niſche Schriftſteller und Dramatiker Wlodzimierz Perzynski 
zert dieſes unausrottbare Geltungsbedürfnis feiner Lands⸗ 

leute in folgender Skizze. Die Ueberſetzung aus dem Polnischen 
hat Dr. Wilhelm Ehriſtiani⸗ Berlin beſorgt. 

In einem vornehmen Warſchauer Neſtaurant ſaßen an einem Tiſch 
drei junge Herren: Baſkiewicz, Papraljki und Glendzik. Sie aßen ein 
gutes Mittageſſen, erledigten das Geſchäft, das ſie zuſammengeführt hatte, 
kramten allen Klatſch aus, tranken ſechwarzen Kaffee und Liköre und 
ſaßen dann da, denn keiner wollte aufſtehen. Das Eſſen dauerte lange, 
und während desjelben wechſelten die Säfte an den Nachbartiſchen. Eine 
anmutige Blondine kam in Begleitung von zwei Herren. Glendzik durch⸗ 
bohrte ſie mit den Blicken und wandte ſchnell den Kopf weg, als er dem 
Blick eines der Herren begegnete. 

„Sie iſt hübsch“, murmelte er schließlich halblaut. Papralſki, der mit 
dem Rücken zum Saal ſaß, Jah ſich um, lächelte und tauſchte einen Gruß 
mit einem der Begleiter der hübſchen Blondine. 

„Wer iſt das?“ fragte Glendzik intereſſiert. 

„Kennſt du ihn nicht? Graf Herbowicz.“ 

Als Bajkiewicz, der bisher ſchweigſam und nachdenklich geweſen 
war, dieſe Auskunft erhielt, wurde er plötzlich lebhaft. 

Er zuckte die Achſeln und lachte ironisch auf. 

„Seit wann iſt er denn Graf geworden?“ 

„Er iſt es immer geweſen.“ 

„J wol Was ſagſt du dal Vor dem Kriege hatte er keinen Groſchen, 
war wohl Beamter bei der Polizei oder fo. Weiß der Teufel, wie er 
zu Geld gekommen ift und ſich jetzt an die Herbowiczs heranfthlängelt.“ 

„Ich habe gehört, er ſei wirklich Graf.“ 


„Mein Lieber, das muß ich doch wohl am beſten wiſſen. Die 


e find ‚nämlich Jebr nahe Verwandte von mir.“ 
„Ach Jo... 
„Sehr nahe, mütterlicherfeits.“ 

Ein leichter Nervenſthock, den Bajkiewicz bekam, weil jemand ſich 
unberechtigterweiſe einen ariſtokratiſchen Namen beilegte, half ihm ganz 
munter werden. Er ſah nach der Uhr und ſtand raſch auf. 

„Ich muß gehen. Bleibt ihr noch hier?“ 

„Noch ein bißchen.“ 

Als Bajkiewicz in der Garderobe verſchwunden war, wandte fich 
Glendzik zu Papralſki und lächelte ſpöttiſch. 

„Vielleicht iſt dieſer Herbowiez kein Graf. Ich weiß es nicht. Ich 
will nicht widerſprechen. Aber das eine kann ich dir verfichern und 
beſchwören, daß Bajkiewicz mit den Herbowiczs nicht verwandt iſt. 
Das hat er alles nur gejagt, um vor uns mit feiner ariſtokratiſchen 
Verwandtſchaft zu prahlen. Doch da iſt er an den Unrechten gekommen, 
denn wir ſtammen aus derſelben Gegend. Bajkiewiezs Vater war Apo- 
theker in einer kleinen Stadt. Übrigens ein ſehr braver Mann. Aber 
mit der Ariſtokratie hatte er nichts zu tun.“ 


„Bajkiewicz iſt ein Snob.“ 

Glendzik zuckte ungeduldig die Achſeln. 

„Darum handelt es ſich nicht. ich ärgert dieſe unſere bodenloſe, 
unheilbare Dummheit. Ein großer Krieg hat die Welt erſchüttert, hat 
alles ins Wanken gebracht, nur die polniſche Natur iſt ſo geblieben, 
wie ſie war. Uns imponieren immer noch vornehme Verwandtſchaften 
und Titel. Bajkiewicz iſt ein ſehr tüchtiger Menſch, ift intelligent, 
gebildet ... Aber das genügt ihm nicht, und er muß ſich an irgend- 
welche Herbowiczs klammern.“ 

„Du haſt recht. Bei uns herrschen noch barbariſche Vorurteile.“ 

Glendzik wurde immer lebhafter. 

„Ich 3. B. habe keine Spur davon. Es gab einmal eine Geit, wo 
ich in heraldiſchen Studien ganz aufging. Wir Glendziks haben ein 
eigenes Wappen. Und du mußt wiſſen, daß es eines der älteſten 
polniſchen Wappen iſt. Wenn es auf vornehme Verwandtſchaft an- 
kommt, jo bin ich mit der ganzen Ariſtokratie verwandt. Meine Ur- 
großmutter war eine Roniecpolfka. Aber was hat das zu jagen! Ich 
in ein moderner Menſch und kümmere mich nicht um folche Dumm 
heiten. Und deshalb lachen die Leute bei uns über mich und ziehen mich 
auf. Was für ein Krähwinkell“ 

„Ja, das iſt wahr. Wir ſind von Weſteuropa noch weit entfernt.“ 

„Warum nach Weſteuropa ſchweifen? Kannſt du dir einen Tſchechen 
vorſtellen, der dieſem Snobismus huldigt.“ 

„Ach nein“, erwiderte Papralſki lebhaft. „Die Tſchechen ſind 
moderne Menſchen.“ 

„Na, aber gehen wir.“ 

„Gehen wir.“ 

Glendzik und Papralfki gingen nach verſchiedenen Richtungen und 
verabſchiedeten ſich vor dem Neſtaurant. Über Papralſkis Geſicht huſchte 
ein unbeſtimmtes Lächeln. Nachdem er einige Schritte gegangen war, 
traf er einen guten Bekannten, Milkiewicz, und nahm ihn am Arm. 

„Sch werde Ihnen was Amüſantes erzählen. Und es iſt charakte- 
riſtiſch.“ 

„Nun?“ 

„Ich habe ſoeben mit Glendzik und Vajkiewicz zu Mittag gejpeift. 
An einem Nebentifch ſaß ein Graf Herbowicz. Er Joll kein Graf ſein, 
aber darauf kommt es nicht an. Da erzählte Bajkiewicz uns nun, er 
ſei mit den Herbowiczs verwandt. Als Bajkiewicz gegangen war, ließ 
Glendzik eine ganze Predigt vom Stapel über unſeren dummen Adels- 
jnobismus. Und alles nur, damit ich erfahren ſollte, daß die Glendziks 
eine der älteſten polniſchen Familien ſeien. Ich hörte nur geduldig zu. 
Beide ſind ja vernünftige Leute. Und wertvolle Menſchen. Nun er- 
klären Sie mir dieſen Größenwahn. Würde es mir jemals einfallen, zu 
behaupten, daß die Papralfkis Grafen find? Und dabei find wir es... 
Ganz unbeſtreitbar. Aber mein Urgroßvater war ein Patriot und 
wollte nicht, daß die Nuſſen ihm feinen Titel beſtätigten. Deshalb haben 
wir keinen Wert darauf gelegt.“ 
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Ein Königsmörder wird geehrt. 


Auf der Strecke Dresden — Prag, an der Einmündung des Eger 
fluſſes in die Elbe, liegt die altersgraue öſterreichiſche Sejtung Che- 
reſienſtadt. Ein verwahrloſtes, ſchmutziges Städtchen mit holp⸗ 
rigem Steinpflaſter, umrahmt von düſteren, vorſintflutlichen Kasematten, 
die jetzt der tſchechiſchen Garnifon als Kaſerne dienen, iſt Chereſien— 
ſtadt oder Cerezin, wie es die Cſchechen nennen, in der Geſchichte nie 
hervorgetreten, umſonſt bemühen ſich übereifrige Hiſtoriker, zu er- 
forſchen, ob dieſes rotziegelige „Bollwerk“ jemals eine Feuertaufe emp- 
fangen hat. Wiederholt beſchäftigte man ſich im alten Sſterreich mit 
dem Plane, das alte Mauerwerk niederzureißen und die Überreſte einer 
längſt überwundenen Verteidigungstechnik zu beſeitigen. Aber im ent- 
ſcheidenden Augenblick traten immer wieder warnende Stimmen auf, 
die Thereſienſtadt als Wahrzeichen einer ruhmreichen Epoche dem 
Volke erhalten wiſſen wollten. Die Warner kamen zu ihrem Rechte, 
Thereſienſtadt blieb der Nachwelt erhalten und wurde — das Gefängnis 
aller Rebellen und Hochverräter, die, zu lebenslänglicher Haft verur- 
teilt, in dem feuchten Gemäuer ein raſches Ende ihres kläglichen Da- 
feins herbeiflehten. Die Oktoberrevolution 1918 verhalf den Ein- 
gekerkerten wieder zur Freiheit. Die Nädelsführer der tſchechiſchen 
Revolution, durch einen Gnadenakt des letzten Habsburgerkaiſers vorm 
Strange bewahrt, fanden ihr Werk erfüllt, ihre Saat aufgegangen. Es 
iſt verſtändlich, wenn die Cſchechen jetzt aus Pietät und im Gedenken 
an die Leidenszeit ihrer Märtyrer, die, wie Kramarſch, bis zum letzten 
Augenblicke in der Heimat kämpften und ſich nicht feige im Auslande 
unter der ſchützenden Hand der Ententemächte um die Befreiung ihrer 


Nation durch fremde Hilfe bemühten, Chereſienſtadt in feiner alten und 
veralteten Form erhalten wollen, es iſt aber unverſtändlich und heraus- 
fordernd, wenn ſie dabei die Grenzen des Anſtandes überſchreiten. Die 
Jugend des Mörders Franz Ferdinands, Princip, hielt die öſterreichi— 
chen Gerichte davon ab, ein Todesurteil zu fällen. Lebenslängliche 
Seſtungshaft wurde über ihn verhängt und Chereſienſtadt jein Kerker. 
Während des Krieges ſtarb der Urheber des Weltenbrandes, verflucht 
von Millionen Müttern aller Sprachen, die der unbeſonnenen Tat eines 
kindlichen Fanatikers Männer und Söhne opfern mußten. Was aber 
ſchert die Prager Machthaber das Urteil der Welt? Nach dem Um 
ſturze — die ſüdflawiſche Regierung ließ die Hebeine Princips aus 
graben und in die Heimat überführen — wurde die Selle — des 
Königsmörders letzter Aufenthalt — vermauert und als Heiligtum im 
die Obhut der tſchechiſchen Nation genommen. Der Weg, der, längs 
den Sejtungsgräben zum Gefängnis führt, hat den Namen Princip- 
Allee (Principova Alej) erhalten. Ein Königsmörder wird verherr— 
licht .. Wie Jagte doch Maſaruk in Jeinem Buche über konkrete 
Logik? „Wenn 3. B. Cavour geſagt hat, wenn wir für uns das getan 
hätten, was wir für Stalien unternommen haben, wären wir gewiß 
große Schufte .. ., Jo Jagen wir, daß für uns die Niederträchtigkeit 
der Handlungen dieſelbe ijt und bleibt, ob ſie für uns oder für das 
Vaterland oder für welchen Sweck auch immer unternommen 
werden ...“ Entſpricht dieſe Tat der don ihm gepredigten ethiſchen 
Logik? Ein Königsmörder, der Totengräber von Millionen Menſchen, 
wird geehrt? Rudolf Schricker. 


“ 


Buchbeſprechungen. 


Vismarck und der Oſten. Eine Studie zum Problem des deutſchen 
Nationalſtaats. Von Hans Nothfels. J. C. Hinrichs'ſche Buch- 
handlung, Leipzig. 1934. 104 Seiten. Geh. 4,50 NM. — Das natio- 
nalſtaatliche Prinzip iſt auf den Oſten nicht anwendbar. Einmal, 1848, 
haben deutſche Ideologen dieſen dem Weſten entlehnten Staats- 
gedanken auf den Olten anwenden wollen. Und 190 haben die Feinde 
Deutſchlands den Oſten mit Gewalt nach dieſem Staatsgedanken um- 
zuprägen verſucht. Sehr ju Unrecht hat man lange Seit auch in 
Bismarck einen Vertreter des Nationalftaatsgedankens geſehen. 
Insbeſondere hat man geglaubt, ſeine Einſtellung zum bal tiſchen 
Deutſchtum und feine „kleindeutjche* Neichsgründung 
als Beweiſe für feine nationalſtaatliche Haltung anſehen zu miiſſen. 
Nichts falfcher als dasl Nothfels zeigt in ſeiner Schrift die wirk- 
liche Einstellung Bismarcks, der ſich mit den baltiſchen und öſter— 
reichiſchen Deutſchen aufs tiefſte verbunden fühlte, ſie als Jelbjt- 
bewußte, kämpferiſche und ſtaatstragende Deutſchtumsgruppen er= 
halten wiſſen wollte. Am klarjten liegt bei der Bismarckſchen Politik 
die Ablehnung des Nationalſtaatsgedankens in der polniſchen 
Stage zutage. Es iſt notwendig, ſich über Hründe und Abſichten 
der Bismarckſchen Polenpolitik, die von den Nachfolgern des Alt— 
reichskanzlers verzerrt und umgedeutet worden ſind, klarzuwerden. 
Dann wird man erkennen, daß manche Grundgedanken dieſer Bis- 
marckſchen Oſtpolitik auch für die Gegenwart noch fruchtbar ſein 
können. Dr. 

Parteigenoſſe Schmiedecke. Ein Zeitroman von Alfred Kar r adſſ ch. 
„Geitgeſchichte“ Verlag und Vertriebsgeſellſchaft m. b. H., Berlin - 
W 35. 1934, 308 Seiten. Pappband 3,60 R., Leinen 4,80 R. — 
Es ift ein Buch, das mitten in der Gegenwart ſpielt. Jeder kennt 
die „Afſeſſor Riede“ und „Direktor Nollenbrecht“, dieſe unerfreulichen 
Überreſte eines geſtürzten Sultems; jeder kennt aber auch die „Partei- 
genoſſen Schmiedecke“, die ſtillen, unerſchütterlichen Kämpfer einer von 
Glauben erfüllten Bewegung. Die einen grüßen mit erhobenem Arm 
und zitieren eifrig den Führer, die anderen ſind Nationalſozialiſten. 
Die einen find vom Sreſſen fett, die andern find Soldaten. Und 
dazwiſchen ſtehen die Halben, die wohl von gutem Willen beſeelt 
find, aber noch zu tief in bürgerlichen Anſchauungen ſtecken. An den 
Arbeitern, Ingenieuren und Direktoren eines großen Induſtriewerkes 
schildert Karraſch, der oftpreußifche Dichter, den Kampf gegen 
die Reaktion und für den Sozialismus, der noch lange nicht beendet 
iſt und der heute wie früher unter der alten, treuen Garde ſeine 
Opfer fordert. Das Abzeichen allein macht noch nicht den National- 
Jozialiften, und die Klugheit iſt kein Erſatz für eine anſtändige 
Geſinnung. All die menſchlichen Schwächen und verbogenen Charak- 
tere, die in einer Seit, in der nach anderen Maßſtäben als denen 
des finanziellen Erfolges und des Bildungsgrades gemeſſen wird, 
deutlicher hervortreten und peinlicher empfunden werden als früher, 
werden ſchonungslos dargeſtellt. Es werden keine ſchonenden Um- 
schreibungen gebraucht. Menfchenjchinder, „Radfahrer“, bürgerliche 
Feiglinge, Saboteure und Denunzianten find durchaus jeitgemäße 
Bezeichnungen für die Niedes, Nollenbrechts, Nomkes, Hasbergers 
und Ebners, die in dem Roman von Karraſch als handelnde 
Perſonen auftreten. Der Kampf iſt nicht zu Ende. Der Führer 
kann nicht alles ſehen, kann nicht jeden einzelnen Mißftand be- 
ſeitigen. Jeder muß da mithelfen. Jeder muß mitkämpfen. Nur das 
gibt ihm ein Necht zur Kritik. Dr. K. 


„Die Fahrt der ſieben Ordensbrüder. Von Agnes Miegel. Eugen 
Diederichs Verlag, Jena. 1934. 80 Seiten. 0,80 Rm. — Die Er- 
zählung der bekannten oſtpreußiſchen Dichterin jpielt in der Seit kurz 
nach der Unterwerfung der heidniſchen Prußzen. Unter der Decke des 
Chriſtentums, das der Orden ins Land gebracht hat, lebt noch der 
Glaube an die alten Götter fort. Das alte Preußentum mußte ic) 


dem durch die Deutjchen Herren verkörperten neuen Preußentum 


beugen. Aber der deutsche Herr achtet in dem Beſiegten den Adel 
der Naſſe. Meilterhaft wird auf der einen Seite das noch im Unter- 
gang ſtolze und freie Geſchlecht der letzten. Prupenfürften und auf der 
anderen Seite die dienende Strenge des zum Herrſchen geborenen 
Hauskomturs des Deutſchen Ordens geſchildert. 

Werke über Naſſe und Volkstum. Das dritte Reich hat der 
bisher vernachläfligten Sorſchung über Naſſe und Volkstum einen 
machtvollen Auftrieb gegeben. So kommen fojt täglich neue Bücher 
auf den Markt und Werke derer, die ſich ernſthaft mit diefen Fragen 
auseinanderzuſetzen gewillt lind. Stark tritt das Naſſe- und Geiltes- 
gut unferer germaniſchen Vorzeit ans Licht. Lothar Schreyer hat 
die „Myftik der Deutſchen“ (Hamburg, Hanſeatiſche Verlags- 
anſtalt) nicht nur geſchildert, ſondern die arbeitfamften Myſtiker — auch 
die der Oſtmarken, Jo Jakob Böhme, Angelus Seliſius, und in Verfolg 
ihrer Ideen Kant, Sichte, die Nomantiker — ſelbſt jprechen laſſen. Wir 
Jpüren das Weſen nationalſozialiſtiſcher Kraft, wenn wir leſen: „Wieder 
find Volkstum und Chriſtentum die beiden Pfeiler, über denen ſich 
das Tor des Lebens wölbt, durch das der Menſch in die Zukunft 
ſchreitet.“ — Hermann Mandel zeigt in „Deutſcher Sottes 
glaube“ (Leipzig, Armanen-Verlag) den ewigen Aufbruch unſerer 
Seele; er weiſt darauf hin, in welchem Sufammenhang Naſſe und Religion 
Stehen, was „arteigene Frömmigkeit!“ ift, wie auf dem Grunde arijch- 
germaniſcher Religion ein kosmiſches Gottgefühl erwächſt, um durch 
Jahrtauſende immer wieder im deutſchen Volk Seſtalt zu gewinnen. 
Gott iſt nicht Gegenftand einer „Vorſtellung“, kein „Begriff“, ſondern 
die Macht der Wirklichkeit. „Das wahre Leben ift das Leben aus 
dieſem Geheimnis, und wir werden nur in dem Maße Menjch, als wir 
mit dieſem Geheimnis Fühlung gewinnen, als er in uns maltet und 
geſtaltet.“ — Über „Die altgermaniſche Religion und 
das Shriſtentum“ über die Denkmäler germanischer Frühzeit, die 
römiſche Geſchichtsſchreibung, die Aufzeichnungen der Aunen, die ger- 
maniſche Götterdreiheit, den Übergang zum Chriſtentum, die Frömmig⸗ 
keit der Edda gibt Gottfried Spanuth (Göttingen, Vandenhoeck 
und Ruprecht; Ram.) ein knappes, gut orientierendes, bebildertes 
Heft. Im gleichen Verlag unterſucht Arthur Titius „Die An- 
fänge der Religion‘, in der er, im Gegenſatz zu den Ergebniſſen 
heutiger Naſſeforſchung, nicht Jo ſehr die Raſſe ſelbſt entſcheidend fein 
läßt für die religionsgeſchichtliche Entwicklung; vielmehr weiſt er auf 
„gleichartige Anfänge“ religiöfer Bildung bei den verſchiedenen Naſſen 
hin. (Ebenda; 2,80 NM.) — „Der Weg der deutſchen Naſfe“ 
iſt der Gegenstand eines kleinen, bei F. Meiner, Leipzig (1,0 AM.), 
erſchienenen Büchleins, in dem er die geftaltende Kunft deutſcher Naſſe 
und ihre geiſtigen Schöpfungen durch die Jahrtaufſende — bis zum 
Durchbruch des Nationalſozialismus — charakteriſiert. Naſſen gehen 
in Völker ein und ſchaffen in ihnen Kultur. Am deutſchen Volk, an 
der deutſchen Kultur hat nicht eine, Jondern haben mehrere Naſſen 
prägenden Anteil. Das Buch ruft zu einer ſtarken, zukunftsgemiffen, 
kämpferiſchen Volkesgemeinſchaft auf. Dr. L. 
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